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Sozialistische Alternative

Rente bleibt – Basta!

Während unsere Renten sinken...
„Ich bin 58 Jahre alt und habe 36 Jahre bei Deutz-Fahr gearbeitet. 1997 wurde
der Betrieb dichtgemacht. Laut Arbeitsamt muss ich mit 60 meinen Rentenantrag
stellen. Sonst verfällt mein Anspruch auf Arbeitslosenhilfe. Wenn ich mit 60 in
Rente muss, krieg ich aber 18 Prozent Abzug von meinem Rentenanspruch. Und
die bleiben abgezogen, auch wenn ich 65 bin. Das ist ja der tiefere Sinn der
Erhöhung des Rentenalters: je höher, desto höher die Abzüge, wenn man früher in
Rente geht. Denn wer über 60 Jahre kann heute noch am Band stehen? Und die
Unternehmer, die jetzt tönen, das Rentenalter auf 69 hoch zu setzen, würden
Leute in meinem Alter nie einstellen.“ Dietmar Koplow, ehemaliger Arbeiter bei
Deutz-Fahr, Köln

... steigen sie für „die da oben“!
Bundestagsabgeordnete erhalten nach 18 Jahren im Parlament mit 55 eine Rente
von 75 Prozent ihrer Diäten. Das sind derzeit 9.656 Mark.

Friedrich Karl Flick verkaufte 1986 seine Daimler-Anteile für 5 Milliarden Mark.
Durch Zinsen sind daraus bis 1999 27 Milliarden geworden. Wirklich hart gearbei-
tet für die Alterssicherung!

Für einen eintägigen Proteststreik

Auf einer Funktionärskonferenz der IG Metall in Sindelfingen-Haichingen am
21.Oktober 2000
Auch wenn sich Zwickel hier lustig gibt, hatte er doch nicht viel zu lachen – die
KollegInnen forderten massiv weitergehende Kampfaktionen gegen den Rentenangriff
ein.

Trotz höherer Beiträge soll die gesetzliche
Rente massiv abgesenkt werden. Die
sogenannte Standardrente (45 Jahre versi-
cherungspflichtige Vollzeitbeschäftigung und
mindestens Durchschnittsverdienst) soll 2030
auf 63 Prozent, faktisch auf 61 Prozent und
2050 sogar auf 54 Prozent, faktisch 50
Prozent absinken. Diese Standardrente
betrug 1998 1975 Mark. Da künftig kaum
mehr jemand auf 45 Versicherungsjahre
kommt, sinkt die Rente noch weiter. Bei 40
Beitragsjahren liegt sie im Jahr 2030 nur noch
bei 53 Prozent. 1998 erreichten in West-
deutschland Männer 39,7 und Frauen 25,3
Beitragsjahre.
Riester verkauft seinen Gesetzentwurf als
Maßnahme zur Sicherung des Rentenniveaus
und redet davon, dass das Rentenniveau nur

Altersarmut vorprogrammiert
von etwas über 70 Prozent auf knapp über
68 Prozent fallen würde. Er nimmt einfach
an, dass jeder eine private Rentenversiche-
rung abschließt und diese eine jährliche
Verzinsung von 4 Prozent bringt.
Außerdem kürzt er den Nettolohn, die Basis
für das Renteniveau, um die Beiträge für die
Privatversicherung und erhält somit einen
höheren Prozentsatz bei einer de facto
niedrigeren Rente. Eine Garantie für eine
sichere Rente gibt es bei Privatrenten nicht
und Frauen bekommen wegen einer länge-
ren Lebenserwartung bei gleichem Kapital-
einsatz wie Männer bis zu 20 Prozent
weniger bei Privatrenten.
Riesters Rentenplan bedeutet Altersarmut für
die Masse zugunsten der Profite von Unter-
nehmern, Banken und Versicherungen. "

Redaktion) zurück. Denn das können wir immer“,
Deutsche Bank-Vorstandsmitglied Fischer in einem
Interview (Der Spiegel, 32/2000). Und wer bezahlt
dann die Rentenverluste? Bestimmt nicht die Deut-
sche Bank und ihre Manager!

Deshalb muss die geplante Privatisierung der Ren-
ten verhindert werden, egal ob sich Unternehmer
und Staat an der Finanzierung beteiligen.

Altersarmut für die Masse
Bereits heute gibt es viele arme Alte. Mit der

Absenkung des Renteniveaus auf 60 Prozent im
Jahr 2030 wird Altersarmut zur Massenerschei-
nung. Und dafür sollen wir auch noch höhere Beiträ-
ge bezahlen. Es darf nicht sein, dass jemand 20, 30,
40 Jahre lang schuftet und sich dann zum Sozialamt
schleppen muss, weil seine Rente nicht reicht. Es
darf nicht sein, dass wir immer mehr Rentenbeitrag
bezahlen und die Unternehmer immer weniger.

Gegenwehr gegen Generalangriff
Nach der größten Gewinnsteuersenkung durch die

SPD-/Grünen-Regierung stellt ihre Rentenreform al-
les, was der arbeitenden Bevölkerung seit dem 2.
Weltkrieg jemals zugemutet wurde, in den Schatten.
Es macht deutlich, dass die SPD zur Unternehmer-
partei geworden ist. Die bisherige Rücksicht und
Zurückhaltung der Gewerkschaftsführung ist des-
halb fehl am Platz und muss sofort aufgegeben wer-
den.

Die Rentenreform ist eine Kriegserklärung an den
erkämpften Lebensstandard der Arbeiterklasse und
muss mit einer Mobilmachung durch die Gewerk-
schaften beantwortet werden. Die Kampfbereit-
schaft dafür ist vorhanden. Arbeitsniederlegungen
bei DaimlerChrysler, Porsche und VW im Novem-
ber sind ein erster Ausdruck davon. Mit einem
bundesweiten eintägigen Proteststreik könnten Rie-
ster, Schröder und ihre Unternehmerfreunde in Sa-
chen Rentengesetz in die Knie gezwungen werden.
Das wäre gleichzeitig ein Warnschuss gegen weite-
ren Sozialabbau und Umverteilung von unten nach
oben. "

Und eigentlich ist auch das Gesundheitssy-
stem und die Arbeitslosenversicherung nicht
mehr finanzierbar. Aber das nehmen wir in An-
griff, wenn die Rentengesetzänderung durch
ist.

Von Gaetan Kayitare, Aachen

Finanziell tragbar sind aber die rückwirkend ab
Juli beschlossenen Diätenerhöhungen der Bundes-
tagsabgeordneten. Und erst recht finanziell tragbar
sind die Rekordgewinne der Banken und Konzerne.

Dank Kohls und Schröders Unternehmenssteuer-
senkungen erwarten die 4 deutschen Großbanken
2000 ein Spitzenjahr. Allein die Deutsche Bank hat
in den ersten 9 Monaten nach Steuern einen Gewinn
von 8,7 Milliarden Mark eingesackt. Das ist ein
Plus von 139 Prozent. Im Vergleich dazu: Rentner
bekamen dieses Jahr eine Erhöhung von 0,7 Pro-
zent.

Ab 2002 dürfen die Banken dank der Steuerpolitik
der rot-grünen Regierung ihre Beteiligungen steuer-
frei verscherbeln. Und wenn es nach Riester geht,
können sie dann auch mit den Beiträgen der Be-
schäftigten zu Privatversicherungen an den Finanz-
märkten spekulieren und auf der Suche nach hohen
Renditen noch höheren Druck auf Löhne und Ar-
beitsplätze ausüben.

Und was passiert, wenn ein Finanz-Crash die
Renten vernichtet? Auch dafür hat die Deutsche
Bank eine Lösung: „Wissen Sie, was wir dann ma-
chen werden? Wir kehren sofort zum Umlagesy-
stem (jetziges System der gesetzlichen Rente, die

Das heutige Rentensystem ist nicht mehr fi-
nanzierbar
Renten sollen auf Sozialhilfeniveau abgesenkt
werden
Existenzsicherung im Alter soll in Zukunft Pri-
vatsache sein
Banken und Versicherungen sollen sich
dumm und dämlich verdienen an Privatren-
ten

–

–

–

–

Unternehmer und etablierte Parteien sind sich
einig:
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Nazi-Bedrohung in Ostdeutschland

Tatort Sebnitz
In der sächsischen Kleinstadt

Sebnitz starb bereits im Juni
1997 der sechsjährige Joseph
Abdullah. Anfänglich war von
einem tragischen Badeunfall
die Rede, merkwürdig schnell
wurde der Fall zu den Akten
gelegt, obwohl es schon da-
mals Hinweise auf einen
rechtsradikalen Hintergrund
gab. Erst auf das Drängen der
Mutter des Kindes wurde der
Fall drei Jahre nach dem Ge-
schehen wieder aufgerollt. Bei
Redaktionsschluss lag noch
vieles im Dunkeln, wie was
geschah. Doch werfen auch
so die Ereignisse ein bezeich-
nendes Bild auf die heutigen
Zustände.

Von Torsten Sting, Ro-
stock

Die sächsische Stadt Sebnitz
hat etwa 10.000 EinwohnerIn-
nen. Die Arbeitslosigkeit liegt
bei 17 Prozent, die Abhängig-
keit vom Tourismus ist hoch.
Perspektiven für die Leute vor
Ort, gerade für Jugendliche sind
Mangelware. Angesichts der
trostlosen Situation vor Ort
und der politischen Schwäche
der Linken konnten sich die Na-
zis in den vergangenen Jahren
aufbauen. Die NPD bekam bei
den Kommunalwahlen im letz-
ten Jahr 6,5 Prozent und sitzt
mit einem Abgeordneten im
Stadtrat. Sie verfügt über enge

Kontakte zu den sogenannten
„freien Kameradschaften“. Etwa
der „White Warrior Crew Seb-
nitz“ und der „Skinheads Säch-
sische Schweiz“ (SSS). Diese
stellt laut sächsischem Verfas-
sungsschutz eine „militär-natio-
nalistische Vereinigung“ dar und
ist „Sachsens größte Neonazi-
gruppe“. Welche Gefahr von ihr
ausgeht, wird dadurch unterstri-
chen, dass im Sommer in der
Region große Waffenlager von

BSE und Profit
Wahnsinniger als Rinderwahnsinn

Prionen nennen die Medizi-
ner die Erreger von BSE. Der
eigentliche Erreger hat einen
anderen Namen, aber er fängt
auch mit P an: Profit. Wie eine
Blutspur zieht sich der Profit
durch die Geschichte der Ent-
stehung und Verbreitung des
Rinderwahnsinns.

Um Profit zu machen, begann
man, pflanzenfressende Rinder
mit den gemahlenen Kadavern ih-
rer toten Artgenossen zu füttern.
In den Futtertrog kamen verende-
te Rinder, Schafe, Schweine. Aber
auch geschrotete Katzen, Hunde-
und Affenleichen aus Tierversu-
chen fanden ihren Weg in den
Rindermagen. Damit nicht genug.
Um noch etwas mehr Profit zu
machen, senkten die Fabriken in
Britannien in den 80er Jahren die
Verarbeitungstemperatur bei der
Tiermehl-Herstellung. Wissen-
schaftler vermuten, dass das dem
BSE-Erreger aus verendeten Scha-
fen den Übertragungsweg auf die
Rinder geöffnet hat.

Aus Angst um ihre Profite star-
tete die Agrarindustrie mit ihren
Lobbyisten die große „Keine-Ge-
fahr“-Kampagne. Vorbeugende
Maßnahmen gegen die Seuche
wurden so hinausgezögert oder
verhindert. 1985 starb eine Kuh
in Südengland mit den Sympto-
men der Rinderseuche. Aber erst
1990, fünf Jahre später wurde
BSE in der EU meldepflichtig.
1988 wurde in Britannien die
Verfütterung von Tiermehl an
Rinder verboten.

Tödliche Fracht
Aus reiner Profitgier exportier-

ten die Hersteller die möglicher-

weise tödliche Fracht in andere
Länder. Von 1988 auf 1989 ver-
doppelte sich der britische Tier-
mehlexport in die Bundesrepublik
auf 25.000 Tonnen. Hier wurde
das besonders preiswerte Tier-
mehl auch an Rinder verfüttert.
Das war schließlich bis 1994 er-
laubt. Ende der achtziger, Anfang
der 90er Jahre, als in Britannien
zehntausende Rinder an BSE kre-
pierten, wurden britische Rinder
noch fleißig in alle Welt, auch
nach Deutschland exportiert.

Auch in Deutschland wurde
jahrelang  in Sachen BSE verheim-
licht, verniedlicht, herunterge-
spielt, ignoriert, gelogen. BSE-
Tests wurden erst gar nicht
durchgeführt. Alles, weil der
Agrarlobby aus Futtermittelher-
stellern, Fleischfabriken und in-
dustriellen Massentierhaltern ihr
Profit wichtiger war und ist, als
Gesundheit und Leben der Men-
schen.

Todsicher
Bis heute weiß kein einziger

Wissenschaftler, woher genau
der Erreger kommt, auf welchen
Wegen er auf Rinder überge-
sprungen ist, wie die Übertra-
gungswege von Rindfleisch zum
Menschen funktionieren. Bei der
Inkubationszeit, die Zeit zwi-
schen Infektion und Ausbruch

der Krankheit, vermutet man,
dass sie zwischen wenigen Jah-
ren und vier bis fünf Jahrzehnten
betragen kann. Sicher ist, dass es
einen direkten Zusammenhang
zwischen BSE und dem Tod von
bereits über 80 Menschen an ei-
ner neuartigen Form der Creutz-
feldt-Jakob-Krankheit (vCJD)

gibt. Trotzdem wurde behaup-
tet: Rindfleisch ist sicher. Kon-
kret heißt das: die Agrarkonzer-
ne und ihre Für- und Nachspre-
cher in den etablierten Parteien
nehmen seit Jahren den sicheren
Tod von einigen und den mögli-
chen Tod von hunderttausenden
Menschen in Kauf, nur um ihren

Wie Nazis und Rassisten
gestoppt werden können

Profit nicht zu gefährden.
Schätzungen gehen davon aus,

dass allein in Britannien bis zu
130.000 Menschen an vCJD
sterben könnten. Auf die Frage:
„Arbeiten die Pharmafirmen an
Medikamenten gegen vCJD?“
antwortete ein führender briti-
scher BSE-Experte: „Leider kön-
nen sie die selbst mit 130.000
potenziellen Fällen nicht moti-
vieren, das ist kein großer
Markt. Die Pharmakonzerne
wollen Medikamente für 10 Pro-
zent der Bevölkerung entwik-
keln,...“ (Die Zeit, 23.11.2000).

Dieselbe Logik, die zu der ka-
tastrophalen Seuche führte, ver-
hindert energische Gegenmaß-
nahmen. Das kapitalistische Pro-
fitsystem ist noch wahnsinniger
als Rinderwahnsinn.

Gemeineigentum
Solange der private Profit das

treibende Motiv bei der Herstel-
lung unserer Nahrung ist, solange
können wir uns nicht sicher füh-
len, egal was wir essen. Die ein-
zige logische Schlussfolgerung
lautet: Das ganze Profitsystem
muss abgeschafft werden. Ange-
fangen in der Agrar- und Nah-
rungsmittelindustrie. Die indu-
strielle Massentierhaltung muss
abgeschafft werden. Fleischfabri-
ken und Futtermittelkonzerne
müssen in Gemeineigentum über-
führt werden, unter demokrati-
scher Kontrolle und Verwaltung
durch die Beschäftigten und die
VerbraucherInnen.

Georg Kümmel, Köln

„Man muss diese
BSE-Affäre so klein
wie möglich halten,
indem man Desinfor-
mation betreibt. Es ist
besser zu sagen, dass
die Presse zur Über-
treibung neigt.“

EU-Veterinärausschuss,
Aktennotiz einer

Sitzung, 1990
Zitiert nach Süddeut-

sche Zeitung,
30.11.2000

„Mit entsprechen-
dem Profit wird
Kapital kühn. Zehn
Prozent sicher, und
man kann es überall
anwenden; 20
Prozent, es wird
lebhaft; 50 Prozent,
positiv waghalsig; für
100 Prozent stampft
es alle menschlichen
Gesetze unter seinen
Fuß; 300 Prozent,
und es existiert kein
Verbrechen, das es
nicht riskiert, selbst
auf Gefahr des
Galgens.“

J.Dunning, Fußnote
aus Karl Marx,

Das Kapital Bd. I

der Polizei ausgehoben wurden,
die wahrscheinlich auf das Kon-
to dieser Faschisten gingen.

Die Zustände in Sebnitz kom-
men jenen Vorstellungen schon
sehr nahe, welche die NPD als
„national befreite Zonen“ be-
zeichnet. „Befreit“ in ihrem Sin-
ne, von allem, was ihnen nicht
in den Kram passt: Immigran-
tInnen, Linke, Obdachlose usw.
Dies erreichen sie dadurch, in
dem sie in großen Gruppen mili-
tant auftreten und jeden, der
sich ihnen in den Weg stellt, ter-
rorisieren. Ist solch eine Situati-
on einmal erreicht, so ist Wider-
stand nur noch schwer möglich.
Gerade in einer Kleinstadt oder
in Dörfern, wo jeder jeden
kennt und ein falsches Wort
sehr schnell „geahndet“ werden
kann, entsteht ein Klima der
Angst.

Dennoch erklärt selbst Frau
Kantelberg, die Mutter des
1997 umgekommenen Joseph
Abdullah, dass sie „bis heute
noch“ normalen Kontakt mit
den BewohnerInnen in Sebnitz
hat, „außer natürlich zu den
Rechten und jenen, die dorthin
tendieren (...). Doch, doch, Seb-
nitzer Bürger haben uns gehol-
fen“ (Berliner Tagesspiegel vom
28.November).

Gerne stellen bestimmte Poli-

tiker und „Wissenschafter“ die
Nazi-Bedrohung so dar, als ob
dies ein rein ostdeutsches Phä-
nomen sei. Richtig ist, dass sich
die Nazis am erfolgreichsten in
einzelnen ostdeutschen Regio-
nen aufbauen und dass es mehr
solcher Orte gibt, wo Nazis den
Ton angeben. Dies hat freilich
seinen Grund in der zugespitz-

ten sozialen Situation und mus-
ste auch nicht so kommen
(schließlich ist die Radikalisie-
rung nach links in Ostdeutsch-
land insgesamt weiter fortge-
schritten als im Westen). Nur
weil die Führung von PDS und
Gewerkschaften vielfach kläg-
lich versagen und keine Alterna-
tive anbieten, ist es den Nazis

möglich gewesen, in bestimmten
Regionen zu einer Kraft zu wer-
den. Deshalb ist es dringender
denn je, den Kampf gegen Ar-
beitsplatz- und Sozialabbau – in
Ost und West – aufzunehmen
und sich entschlossen gegen die
kapitalistische Krise zur Wehr
zu setzen, um das Kräftever-
hältnis deutlich zu verändern. "

„Die Brandstifter sitzen in Bonn“ stand auf
den Transparenten zu lesen. Das war bei den
Demonstrationen nach den Brandanschlägen von
Mölln, Solingen, Rostock Anfang der 90er. Die
ausländerfeindliche Politik der Kohl-Regierung
und die Abschaffung des Asylrechts, (unter Mit-
hilfe der SPD), hatten den Boden für Brandan-
schläge und eine Welle rassistischer Attentate
durch Neonazis geschaffen.

Heute haben wir eine rot-grüne Regierung in
Berlin. Die Nazis sind immer noch da, stärker als
vor fünf oder acht Jahren. Sie machen Jagd auf
ImmigrantInnen und beinahe jeden Monat wird
die Liste der von Nazis Ermordeten um einige
Namen länger. Rassistische Vorurteile sind wei-
ter verbreitet als vor einigen Jahren. Ist das nur
das Erbe der Kohl-Ära? Schröder und Fischer
geben sich beim Thema „Ausländer“ modern und
weltoffen und gegenüber Nazis zum Durchgrei-
fen entschlossen. Die NPD soll verboten werden.

Werden - dank der Politik von Rot-Grün -
Rassismus und die Gefahr durch Neonazis abeb-
ben? Wir warnen: Das Gegenteil wird der Fall
sein. Das kapitalistische Wirtschaftssystem be-
findet sich in der Krise. Aber SPD und Grüne
setzen ihren pro-marktwirtschaftlichen Kurs un-
beirrt fort. Sie setzen die Politik der sozialen
Ungerechtigkeit aus der Kohl-Ära fort: Stich-
wort: Steuerreform, Rentenreform. Sie setzen die
Politik des staatlichen Rassismus in der Asylpo-
litik fort,  Stichwort: Abschiebungen. Dieses Ge-
misch bereitet den Boden für ein weiteres An-
wachsen von Rassismus und Faschismus. Daran
ändern auch NPD-Verbote und ein „Aufstand der
Anständigen“ gemeinsam mit CDU-Politikern
nichts. Das hatten wir alles vor ein paar Jahren
schon mal. Es gab Verbote von Nazi-Parteien
und Lichterketten. Aber an der Regierungs-Poli-
tik änderte sich nichts. Ergebnis: Siehe Schlagzei-
len über Naziüberfälle in der Tageszeitung.

Rot-Grüner Rassismus
Die Ausländerpolitik von SPD und Grünen ist

nicht fortschrittlich sondern rassistisch. Danach
sind diejenigen Ausländer nützlich und willkom-
men, die von der Wirtschaft gebraucht werden.
Die nächste Wirtschaftskrise kommt aber be-
stimmt. Dann werden Zehntausende und Hun-
derttausende ihre Arbeit verlieren, Deutsche und

Ausländer. Dann wird der Umkehrschluss lauten:
Ausländer – arbeitslos – nutzlos – raus. Der
Rassismus von Rot-Grün ist in diesem Punkt
subtiler als der der CDU. Wenn die nämlich
Leberknödel zur Leitkultur erklärt, erntet sie
höchstens Gelächter.

Massenarbeitslosigkeit und Perspektivlosigkeit
bei Jugendlichen, kombiniert  mit unsozialer Po-
litik und staatlichem Rassismus, hat zum Erstar-
ken der Nazis in den letzten Jahren geführt. Aber
sie hätten keine Chance gehabt und hätten heute
keine Chance, wenn es eine starke linke Alterna-
tive geben würde. Welche Alternative bietet die
PDS, die einzige linke Partei, die im Bundestag
vertreten ist? Zu keinem Zeitpunkt hat sie ernst-
haft versucht, breiten Protest gegen die unsoziale
Politik von Rot-Grün zu organisieren. Stattdes-
sen schlägt die Berliner PDS-Chefin Petra Pau
eine Einwanderungspolitik nach Nützlichkeit vor
- ganz im Stil von Rot-Grün. Wer nach Deutsch-
land kommt und nach sechs Monaten immer
noch keine Arbeit hat, der soll wieder raus.
Wenn sich dieser Kurs in der PDS durchsetzt,
wird das schlimme Folgen haben. Hier wird der
Rassismus von links in die Arbeiterbewegung
getragen.

Neue Arbeiterpartei
Wie soll Nazis und Rassisten der Boden entzo-

gen werden? Nötig ist es, die Gewerkschaftsspitze
unter Druck zu setzen, ihre Mitgliedschaft (im-
merhin acht Millionen Deutsche und Nichtdeut-
sche) gegen Rassismus und Sozialabbau zu mobili-
sieren. Nötig ist aber auch der Aufbau einer star-
ken linken Kraft auf politischer Ebene. Eine Kraft,
die für Arbeits- und Ausbildungsplätze kämpft,
für Jugendzentren, für mehr LehrerInnen und
mehr Geld für Bildung, gegen Steuerreform und
Rentendemontage, die massenhaft Widerstand ge-
gen jeden Naziaufmarsch organisiert, die Aufklä-
rung gegen rassistische Vorurteile betreibt, in der
Deutsche und Nichtdeutsche gemeinsam für ihre
gemeinsamen Interessen kämpfen. Eine Kraft, die
antikapitalistisch und internationalistisch ist. Eine
Kraft, die eine sozialistische Alternative zum ka-
pitalistischen Irrsinn anbietet. Eine Kraft, die
Schülerinnen und Schüler, Azubis und Studis,
Menschen mit und ohne Arbeit  in ihren Reihen
organisiert. Nötig ist eine neue Arbeiterpartei. "

Für eine unabhängige
Untersuchungskommission!
Bei allen Unklarheiten, eins hat der Fall Joseph bereits
klar gezeigt:  Wenn es um die rasche, rückhaltlose
Aufklärung von möglichen Verbrechen von Nazis geht, ist
auf Polizei und Justiz kein Verlass. Ein Beispiel von vielen
Widersprüchen: Die ermittelnde Staatsanwaltschaft
wusste auch Ende November noch nicht wie, warum und
durch wen Joseph möglicherweise zu Tode kam, aber sie
behauptete, ein rechtradikaler Hintergrund könnte
ausgeschlossen werden.

Das Naheliegendste wäre die Einrichtung einer unab-
hängigen Untersuchungskommission, in der gewählte
Delegierte von Antifa-Organisationen, linken Parteien
und Gewerkschaften vertreten sein müssten. Solch eine
Kommission müsste alle möglichen Zeugen befragen,
ungehinderten Zugang zu allen Beweismitteln und
sonstigen Informationen haben und öffentlich über das
Ergebnis ihrer Arbeit Rechenschaft geben.

Profitinteressen verhindern vorbeugende Maßnahmen gegen
die Seuche (aus der BSE-Chronik in der FAZ vom 30.11.2000)
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Ihr da
oben ...

... wir hier
unten

SPD-Gerechtigkeit
Mehr Steuergerechtigkeit

versprach die SPD in ihrem
Wahlprogramm 1998. Was
sie unter Gerechtigkeit ver-
steht, kann man an den Aus-
wirkungen der Steuerreform
ermessen. Es wird geschätzt,
dass die Einnahmen aus Un-
ternehmenssteuern im Jahr
2001 drastisch zurückgehen.
Bei der  Körperschaftssteuer
um fast 50 Prozent, bei der
veranlagten Einkommens-
steuer um 42 Prozent. Bei
der  Lohnsteuer sind es da-
gegen nur bescheidene 2,5
Prozent. (DIE ZEIT,
16.11.00)

Nicht öffentlich
Auch 1999 sind in

Deutschland wieder größere
Mengen medikamentenver-
seuchten Fleischs auf den
Markt gebracht worden, das
geht aus einem bislang nicht
veröffentlichten Bericht des
Bundesinstituts für gesund-
heitlichen Verbraucher-
schutz und Veterinärmedizin
hervor. Anders als in den
Vorjahren hat das Institut
jedoch dies nicht öffentlich
bekannt gegeben. Der Be-
richt wurde nur auf den In-
ternetseiten des Instituts
veröffentlicht, wo er nur für
Insider zu finden ist.

Die Begründung des Insti-
tuts: Der Aufwand für eine
Pressemitteilung sei unver-
hältnismäßig groß. In allen
Vorjahren hatte das Institut
die Zahlen veröffentlicht.
Jedes Mal hatte es Ärger vor
allen mit den Agrarministern
der Länder gegeben. Sie be-
fürchteten Kaufzurückhal-
tung der Verbraucher und
damit negative Auswirkun-
gen auf die Fleischmärkte.

Strahlende
Wildschweine

Wer angesichts der Skanda-
le um Rind- und Schweine-
fleisch auf das Fleisch frei
laufender Wildschweine zu-
rückgreifen will, hat eben-
falls Pech gehabt. Das Vete-
rinäruntersuchungsamt Han-
nover meldete unlängst, dass
die Belastung der Wild-
schweine im Harz mit radio-
aktivem Cäsium um das
achtfache über dem erlaub-
ten Grenzwert liegt. Sie
schlucken bei der Futtersu-
che Waldboden, und der ist
immer noch mit dem Cäsium
aus dem explodierten Kern-
kraftwerk in Tschernobyl
verseucht.

Ehrung
Was ist für den Staat mo-

ralisch verwerflicher? Im
Kaufhof eine CD klauen
oder eine Frau missbrau-
chen? Die Polizei in Hagen
(Nordrhein-Westfalen) ehrte
öffentlich einen verurteilten
Sexualtäter, weil er bei der
Ergreifung von Ladendieben
geholfen hatte. Der Mann
hatte  eine Frau mit Äther
betäubt und missbraucht. Er
war zu zwei Jahren Haft auf
Bewährung verurteilt wor-
den. Die Polizei gab zu, dass
das Vorleben des Mannes
vor seiner öffentlichen Eh-
rung bekannt gewesen sei.

(Quelle: Süddeutsche Zei-
tung, 14.10.2000)

Privatrente und Pensionsfonds

Für jemand der 3.500 Mark
im Monat brutto verdient, be-
deutet der Einstieg in die Pri-
vatisierung und Kapitalisie-
rung der Rente aufs Jahr ge-
rechnet 1.680 Mark weniger
zu haben (entspricht 4 Pro-
zent). Versicherungskonzerne,
Pensionsfonds und andere
Spekulanten dagegen bekä-
men dadurch im Jahr 80 Milli-
arden Mark mehr zur Verfü-
gung. Und das ist mehr als
ein Nebeneffekt der Schröder/
Riester-Pläne.

Von Stephan Kimmerle,
Stuttgart

Grundsätzlich kann die Rente
über eine Umlagefinanzierung,
über Steuern oder über privates
Ansparen finanziert werden.
Gleich bleibt in allen 3 Fällen,
dass RentnerInnen, die eben nicht
mehr produzieren, einen Anteil
der Konsumgüterproduktion zu-
gewiesen bekommen. Das jeweili-
ge Rentensystem regelt nur die
Art, wie ein Rechtsanspruch auf
Rente zustande kommt.

Änderungen beim
Rentenanspruch

Mit dem Einstieg in Pensions-

fonds ändert sich dieser Rechts-
anspruch: Nur noch wer ein-
zahlt, hat Ansprüche - Arbeits-
lose, Erziehende usw. fallen aus
dieser Sicherung. Während also
die heutige Rentenversicherung
neben dem Einkommen im Alter
auch noch Invalidität, die Ver-
sorgung von Hinterbliebenen,
Kranken- und Pflegeversicherung
(hälftiger Betrag), Reha-Schutz,
Zeiten der Arbeitslosigkeit oder
Krankheit, Zeiten der Kinderer-
ziehung und ehrenamtlicher Pfle-
ge mit absichert, regeln Pensi-
onsfonds nur den Zugang zu auf-
gehäuftem Kapital in Form von
Aktien. Das ist unsicher.

Um die Kürzungen der Rente
auszugleichen, müsste beim bis-
her geplanten Modell eine Ver-
zinsung der privaten Beiträge
von 4 bis 5 Prozent im Durch-
schnitt erzielt werden. Wer die
Aktienentwicklungen über Gene-
rationen - und um solche Zeit-
räume geht es ja - beobachtet,
weiß, wie unsicher das ist.

Offen bleibt, welcher Wert und
ob überhaupt noch ein Aktien-
wert vorhanden ist, wenn er be-
nötigt wird. Aber auch ein kur-
zer Blick auf den vor kurzem
noch so lukrativen „Neuen
Markt“ macht deutlich, dass Al-

terssicherung zum Zocken an Fi-
nanzmärkten ungeeignet ist.

Immer wieder wird damit ar-
gumentiert, dass zukünftige
Einzahler weniger in die Ren-
tenversicherung einzahlen wer-
den, als benötigt würde. Gerade
hier sollen Pensionsfonds hel-
fen. Diese Entwicklung bedeutet
aber auch für die private Versi-
cherung, dass mehr Geld aus
den Pensions-Fonds bzw. deren
Aktien abgezogen als in Zu-
kunft noch einbezahlt würde.
Werden jedoch enorme Gelder
dem Aktienmarkt entzogen,
bricht dieser ein – mit der Ver-
nichtung dieser auf dem Papier
noch vorhandenen Ansprüche.

US-Pensionsfonds
Dies ist keine fiktive Drohung,

sondern schon heute bei US-
Pensionsfonds deutlich gewor-
den: Um die erforderlichen und
versprochenen Verzinsungen zu
ermöglichen agieren diese Fonds
international. Sie tragen ihrer-
seits eine enorme Dynamik in
sich, Arbeits- und Lebensbedin-
gungen zu verschlechtern, um
solche Profitraten zu ermögli-
chen. Im Zweifel werden diese
Gelder auch wieder schnell abge-
zogen: Sie beruhen ja nicht auf
einer langfristigen Wirtschafts-
perspektive sondern auf dem
Ziel kurzfristiger Verzinsung.
Das geschah im großen Stil bei
der „Peso-Krise“ 1994: Mit den
ersten Anzeichen wirtschaftli-
cher Einbrüche in Mexiko rea-
gierten unter anderem die US-
Pensionsfonds schnell und ge-
ballt: Die Anlagen wurden aus
Mexiko abgezogen – die Krise
bekam ihre Dynamik. Um eine
Ausweitung der Krise und grö-
ßeren Schaden von den interna-
tionalen Fonds und Konzernen,
die dort verwickelt waren, abzu-
halten, intervenierte der IWF mit
50 Milliarden Dollar. Das war
Geld, welches zuvor von den
Mitgliedsstaaten, also aus Steu-
ergelder vor allem der Beschäf-
tigten gezahlt worden sind. Ge-
winne werden privatisiert, die
Verluste tragen - wieder wir.

Argumentiert wird auch damit,
dass Altersarmut bekämpft wer-
den solle. In Britannien, wo Blair
die Thatcher-Politik auch in Be-
zug auf die Rente fortsetzte,
führte diese Politik dazu, dass
40 Prozent der RentnerInnen im
deutschen Sinn auf Sozialhilfe
angewiesen sind.

Warum dann das
Ganze?

Die Aufblähung der Aktien-
märkte und die damit wachsen-
de Macht internationaler Fi-
nanzmärkte setzte schon in den
vergangenen Jahren Politiker
und Regierungen unter Druck
(soweit dies noch nötig war),
um Deregulierungen, Flexibili-
sierungen und Privatisierungen
zu erzwingen. Riesige Summen
von Kapital suchen dabei welt-
weit nach günstigen Bedingun-
gen für Profite. Dazu wird spe-
kuliert, dazu werden lukrativ er-
scheinende Bereiche privati-
siert, dazu werden Arbeits- und
Lebensbedingungen verschlech-
tert. Und mit welchem Ziel? Die
Profite werden angehäuft und

vergrößern die Masse des Kapi-
tals: der Druck steigt.

Und dieses Kapital wittert nun
die Chance bei der Rente: Ähn-
lich wie in den USA oder Groß-
britannien sollen auch in
Deutschland die Gelder nicht
einfach „nur“ den Rentenkassen
sondern den Banken, Konzernen
und Versicherungen zur Verfü-
gung stehen.  Mit 404 Milliarden
Mark an jährlichen Ausgaben der
gesetzlichen Rentenversicherung
fließen etwa 10 Prozent des BIP
durch die Rentenkassen - ein
nicht zu unterschätzender Be-
trag. Auf einen Schlag wäre die
Einverleibung und Umstellung
dieser Gelder gar nicht machbar.
Deshalb jetzt der Einstieg in den
Ausstieg. Mit der Sicherung der
Rente hat das nichts zu tun.  "

Stoppt den Rentenbetrug!
Das Geschäft mit unserer Rente

Das Problem mit Betriebsrenten und Tariffonds
In der Auseinandersetzung

um die gesetzliche Rente brin-
gen Gewerkschaftsführer im-
mer wieder die Forderung
nach Einführung von Tarif-
fonds und die Stärkung von
Betriebsrenten in die Diskussi-
on.

De facto sabotieren sie damit
einen gemeinsamen Kampf aller
um den Erhalt und den Ausbau
der gesetzlichen Rente. Der
Kampf um die Rente soll auf die
tarifliche und betriebliche Ebene
verlagert werden. Die Rente hängt
dann ab von der Kampfkraft ei-
nes Betriebes oder der Stärke von
Einzelgewerkschaften. Es wird
dabei auch völlig verschwiegen,
dass es gerade bei den Betriebs-

renten mit Zustimmung von Ge-
werkschaftsfunktionären in den
letzten Jahren massive Ver-
schlechterungen gegeben hat. Be-
legschaften, die noch Betriebsren-
ten haben, müssen befürchten,
dass sie künftig immer mehr zu
ihrer Finanzierung herangezogen
werden. Die Umwandlung von
Lohnbestandteilen in Beiträge für
private oder betriebliche Renten
ist schon voll im Gang. Bei den
Tarifverhandlungen mit der HBV
saßen in diesem Jahre bereits Ver-
treter der Allianz mit am Ver-
handlungstisch, um Bedingungen
für die Umwandlung der vermö-
genswirksamen Leistung in eine
private Altersversorgung auszu-
handeln.

Dazu kommt, dass im Westen
bereits 51 Prozent und im Osten
75 Prozent der Beschäftigten
nicht mehr unter einen Tarifver-
trag fallen und damit überhaupt
keine Chance haben von Tarif-
fonds irgendwas abzubekommen,
geschweige denn eine Betriebs-
rente durchzusetzen. In der Kon-
sequenz führen die Forderungen
der Gewerkschaftsführung zu ei-
ner weiteren Spaltung. Außerdem
befürworten sie damit offen, dass
den Unternehmern Lohnbestand-
teile als billiges Kapital zur Ver-
fügung gestellt, Versicherungs-
konzernen Geld in den Rachen
geworfen wird und unsere Renten
durch Firmenbankrotte und Bör-
senkrache gefährdet werden. "

Unser Programm
Für die Verteidigung aller erreichten Standards

Nein zum Einstieg in die private Altersvorsorge
Keine Geschenke an die Unternehmer

Keine Beitragserhöhungen für die abhängig Beschäftigten

Keine weitere Absenkung des Rentenniveaus

Für eine Rentenreform im Interesse der Mehr-
heit der Bevölkerung

Recht auf vollen Rentenanspruch ab 55 Jahren für alle
und weiter verkürztes Renteneintrittsalter bei Berufsun-
fähigkeit

Für eine Rente in Höhe von mindestens 75% des Netto-
einkommens bzw. garantierte staatliche Mindestrente
von 2.000 Mark für jede/n RentnerIn – in Ost und West

Überführung der Versicherungskonzerne und Banken in
Gemeineigentum

Finanzierung der Defizite der Rentenkassen und zusätz-
lich benötigten Rentengelder über staatliche Zuschüsse
Der Staat muss das Geld bei denen holen, die durch
Arbeitsplatzvernichtung und Nichtbeschäftigung die
Löcher in den Sozialkassen verursachen

Für kämpferische und demokratische Gewerk-
schaften
Sofortige Einstellung der Verhandlungen der Gewerk-
schaftsführung über einen Rentenkompromiss

Sofortiger Ausstieg aus dem Bündnis für Arbeit und
Wettbewerbsfähigkeit. Riesters Rentenangriff ist die
Konsequenz aus den dort gemachten Zugeständnissen zur
Senkung der Lohnnebenkosten
Betriebsversammlungen, um über Riesters Rentenangriff
aufzuklären
Vertrauensleute- und Betriebsräteversammlungen zur
Organisierung der nächsten Kampfschritte

Für einen eintägigen Proteststreik, verbunden mit
regionalen Großdemonstrationen

Schluss mit der Werbung für private Rentenversicherun-
gen durch den Mitglieder-Service der Gewerkschaften

Schluss mit einer Politik, die allen gewerkschaftlichen
Grundsätzen und Beschlüssen von Gewerkschaftstagen
widerspricht

Wähl- und Abwählbarkeit aller Funktionäre. Jederzeiti-
ge Rechenschaftspflicht gegenüber der Basis

Kein Funktionär darf mehr verdienen als einen durch-
schnittlichen Lohn der Gewerkschaftsmitglieder

Aufbau einer organisierten innergewerkschaftlichen
Opposition und einer politischen und personellen Alter-
native zur heutigen Gewerkschaftsführung

Die Gewerkschaftslinke und oppositionelle Strömungen
müssen die Führung unter Druck setzen, den Kampf zu
führen. Falls die Gewerkschaftsführung dies verweigert,
müssen oppositionelle Gewerkschafter gemeinsam mit
Euromarsch-Bündnis, Erwerbsloseninitiativen und
anderen Initiativen Proteste organisieren
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Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst unter Beschuss
Auch im öffentlichen Dienst

ist die Zusatzversorgung gefähr-
det. Bund, Länder und Kommu-
nen sind nicht mehr bereit, die
Beiträge alleine zu bezahlen und
wollen das Rentenniveau absen-
ken.

Die ÖTV-Führung verteidigt
die Zusatzversorgung nicht
mehr, sondern lässt sich darauf
ein, Leistungen abzubauen und
Beiträge, die bisher die Arbeitge-
ber alleine finanziert haben, auf

die Beschäftigten abzuwälzen.
Im Tarifvertrag 2000 hat sich

die ÖTV-Führung darauf einge-
lassen, die Versorgungsrenten für
3 Jahre einzufrieren sowie außer-
halb der Tarifrunde weiterzuver-
handeln „mit dem Ziel, unter
Vermeidung von Umlagesatzer-
höhungen (für die Arbeitgeber)
die dauerhafte Finanzierbarkeit
der Zusatzversorgung des öf-
fentlichen Dienstes sicherzustel-
len“. Im Klartext: Die Arbeitge-

ber sollen immer weniger einzah-
len, die Selbstbeteiligung der Be-
schäftigten soll eingeführt, bzw.
erhöht werden und die Renten-
leistungen werden immer
schlechter. Hinzu kommt, dass
durch Ausgliederung und Privati-
sierung immer mehr Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes
Ansprüche aus der Zusatzver-
sorgung verloren gehen. Nicht
mal eine Besitzstandswahrung
rettet sie davor. "
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sind vor allem deshalb gegen ver.di weil
sie um ihre Posten fürchten. Politisch
sind sie nicht allzu weit von der Linie
von Mai entfernt. Das zeigte sich am
deutlichsten, als die Vorsitzenden des
Bezirkes NRW II, Hartmut Limbeck und
Bayern, Michael Wendl, aus Loyalität
zum neuen Vorsitzenden auf dem ÖTV-
Gewerkschaftstag plötzlich von Gegnern
des Bündnisses für Arbeit und Wettbe-
werbsfähigkeit zu Befürwortern wurden.
Mit einer solchen Prinzipienlosigkeit
schaffen sie Verwirrung und Demorali-
sierung unter den Delegierten und Mit-
gliedern und verhindern, dass der Unmut
an der Basis dazu genutzt wird, ver.di zu
verhindern und einen Kurswechsel
durchzusetzen. Weil keiner dieser Appa-
ratlinken bereit war, eine klare Alternati-
ve zu ver.di und zur Politik von Mai
anzubieten, gibt es jetzt einen neuen
Vorsitzenden, der voll in der Tradition
des alten steht. Auch bei den Wahlen zu
allen anderen Vorstandsposten konnten
sich die Vorschläge des Hauptvorstandes
durchsetzen. Auch wenn später 77 Pro-
zent für die Einberufung des Sonderge-
werkschaftstages stimmten, heißt dies
nicht, dass ver.di jetzt in trockenen Tü-
chern wäre. Die Abstimmung drückt
nicht mehr als die Bestätigung einer be-
reits ausgesprochenen Einladung aus.

Druck auf ver.di-Gegner
abwehren

Die ÖTV-Führung will ver.di durch-
bringen, sie wird die Delegierten, die bis-
her dagegen waren, unter enormen Druck
setzen. Bis März werden weiter vollen-
dete Tatsachen geschaffen. Nach den kla-
ren Mehrheiten bei DPG, DAG, wird
man den ver.di-Gegnern die ganze Schuld
an der Krise der ÖTV geben. Wir ver.di-
Gegner dürfen uns dadurch nicht beein-
drucken lassen. Wir müssen jede Gele-
genheit nutzen, zu erklären, dass die
ÖTV-Führung und ihre Politik verant-
wortlich für die Krise ist und ver.di diese
Krise nicht löst, sondern verschlimmert.
Wir müssen klarmachen, dass nur eine
Politik, die konsequent die Interessen
der Beschäftigten vertritt und die Ge-
werkschaften aus der Defensive bringt,
die ÖTV zu einer mitgliederstärkeren
Organisation machen kann. Es gibt im-
mer noch 3,8 Millionen Beschäftigte im
öffentlichen Dienst. Das ist ein riesiges
Potenzial. Würde die Gewerkschaft
kämpfen, würden auch wieder Leute ein-
treten. Zum Beispiel beim Streik 1992
am ersten Streiktag 30.000 Kolleginnen
und Kollegen in die ÖTV eingetreten. Im
Klinikum Kassel traten seit Frühjahr 100
Kolleginnen und Kollegen in die ÖTV
ein, weil die Gewerkschaft dort im Be-
trieb und vor Ort einen konsequenten
Kampf gegen Privatisierung des  Klini-
kums führt.

Der Auftritt von Schröder auf dem
ÖTV-Gewerkschaftstag und der Protest
dagegen hat auch gezeigt, dass es höchste
Zeit dafür ist, dass die ÖTV und alle
anderen DGB-Gewerkschaften mit der
SPD brechen und in den Gewerkschaften
die Diskussion über den Aufbau einer
neuen Arbeiterpartei begonnen wird.

"

Nach einem kalten Herbst ein heißer Winter!
Arbeitsniederlegungen in Großbetrieben, euro-

paweite Demo in Nizza am 6.12., regionale
Großdemonstration am 12.12. in Stuttgart...

Von Ursel Beck, Köln

15.000 ArbeiterInnen bei DaimlerChrysler in Sin-
delfingen sowie die Früh- und Spätschicht bei Por-
sche haben Mitte November für je 1 Stunde die
Brocken hingeschmissen, um gegen die Verlängerung
des sogenannten Beschäftigungsförderungsgesetzes
und gegen Riesters Rentenpläne zu protestieren. Am
28.11. folgten Beschäftigte bei VW. Diejenigen, die
vor 2 Jahren die Schröder-Regierung an die Regie-
rungsmacht gebracht haben, bringen damit unmissver-
ständlich zum Ausdruck: wenn ihr meint, ihr könnt
da weitermachen, wo Kohl aufgehört hat oder es
sogar noch schlimmer treiben, dann kriegt ihr es mit
uns zu tun.

Gewerkschaftsführung auf
Kompromisskurs

Im Gegensatz zu dieser in den Betrieben und an der
Gewerkschaftsbasis verbreiteten Stimmung tun
Zwickel und Co. noch immer so, als ob die Regierung
unsere Regierung wäre. Dem Frieden mit der Regie-
rung werden dabei erneut gewerkschaftliche Grund-
sätze geopfert. Welche Gewerkschaft hat je beschlos-
sen, dass sie für die Teilprivatisierung der Renten ist?
Trotzdem wird sie von den Spitzenfunktionären ak-
zeptiert. Sie wollen sie nur paritätisch finanziert ha-
ben.

Drittes bundesweites Treffen der
Gewerkschaftslinken

Es ist höchste Zeit zur Gegenwehr. Das war der
Tenor beim 3. bundesweiten Treffen der Gewerk-
schaftslinken Ende Oktober in Frankfurt. Die 160
TeilnehmerInnen waren sich einig, dass die Gewerk-
schaften sich nicht länger der Schröder-Regierung un-
terordnen dürfen und es spätestens an der Rentenfra-
ge massiven gewerkschaftlichen Widerstand geben
muss. Auf die Aussage eines Kollegen, dass der Ge-
werkschaftsapparat eine Bremse sei, antwortete Tom
Adler, Betriebsrat bei DaimlerChrysler unter großem
Beifall der Anwesenden: „Diese Bremsen müssen ge-
löst werden. Wir sollten aber nicht darauf warten,
dass sie jemand für uns löst. Wir müssen sie selber
lösen.“

Gerade die anwesenden Metaller aus Baden Würt-
temberg lieferten ein hervorragendes Beispiel, wie
sich die aktive Basis einschalten kann. Ein Betriebsrat
von Alcatel berichtete, wie er und seine Kollegen das
Recht zur Mitarbeiterinformation genutzt haben, um
die Belegschaft über die Rentenpläne zu informieren.
Zu einer Betriebsratsinformation in der Kantine am
Vormittag war die Bude gerammelt voll und die Leute
„hingen uns an den Lippen“, um Informationen, Ant-
worten und Argumente zu bekommen. Es wurde rich-
tigerweise als Aufgabe der Gewerkschaftslinken be-
trachtet, den geplanten Systemwechsel im Rentenge-
setz und die Folgen der Privatisierung deutlich zu
machen, um eine Stimmung von Gegenwehr zu erzeu-
gen. Flugblätter, Vertrauensleutesitzungen, Betriebs-
versammlungen, öffentliche Veranstaltungen und Un-
terschriftensammlungen müssen dafür genutzt wer-
den.

Rente ist Verteilungsfrage
Es gab eine klare Ablehnung der Privatisierung der

Rente und der weiteren Absenkung des Rentenni-
veaus. Tariffonds und Betriebsrenten, wie sie die
Gewerkschaftsführung propagiert, wurden ebenfalls
hart kritisiert. Ein Kollege machte den Punkt, dass
sich die Unternehmer mit Betriebsrenten Lohnbe-
standteile der Arbeiter als billiges Kapital aneignen.
Vertreter des „Netzwerks für eine kämpferische und
demokratische ÖTV“ erklärten, dass die Rentenfrage
genauso wie die Lohnfrage eine Verteilungsfrage sei
und die Unternehmer zur Finanzierung der Defizite
der Rentenkassen herangezogen werden müssen. Die
Begrenzung der Forderung auf Beibehaltung der pari-
tätischen Finanzierung habe zur Konsequenz, dass
letztlich auch höhere Beiträge für die Beschäftigten,
sprich Lohnsenkungen, akzeptiert würden. Leider
fand die Position des ÖTV-Netzwerks keine Mehr-
heit. Es gab aber Übereinstimmung, dass es nicht
ausreicht, die paritätische Finanzierung zu verteidigen
und die Gewerkschaftslinke die Diskussion über die
Rentenfinanzierung weiterführen müsse.

Sindelfinger Aufruf
Rechtzeitig zu den Saalveranstaltungen der IGM am

21.10. hatten Metaller des Gewerkschaftsforums
Stuttgart einen Aufruf herausgebracht mit der Über-
schrift „Auf die Straße gegen Rentendemontage“. 52
betriebliche Funktionäre, Vertrauensleute und Be-
triebsräte aus Großbetrieben im Mittleren Neckar-
raum fordern darin: „Keine Absenkung des Rentenni-
veaus! Keine Privatisierung der Altersvorsorge! Bei-
behaltung der paritätische Finanzierung! Für eine
Wende im ‘politischen Klima 2000’ - durch betriebli-
che und überbetriebliche Aktionen, durch Demonstra-
tionen organisiert von der IG Metall und den anderen
Gewerkschaften!“ Dieser Aufruf wurde bei der regio-
nalen IGM-Veranstaltung verteilt. Ein Teil der 1.000
Kolleginnen und Kollegen hatte sich darauf vorberei-
tet aus der geplanten Saalveranstaltung eine Kampf-
veranstaltung zu machen. Mit Transparenten, Pfeifen
und Tröten wurde eingeheizt. Zwickel wurde ausge-
pfiffen als er seine Tariffonds an die KollegInnen
bringen wollte. Am Ende gab es rhythmisches Klat-
schen und den Ruf „Auf die Strasse! Auf die Stras-
se!“

3 Tage später fand in Stuttgart eine gemeinsame
Mitgliederversammlung von HBV und IG Medien

statt. Sie forderte „den DGB-Bundesvorstand und die
Vorstände der Einzelgewerkschaften auf, von jegli-
cher Kompromisslinie gegenüber dem Rentenkonzept
der Bundesregierung Abstand zu nehmen, zu gewerk-
schaftlichen Grundsätzen zurückzukehren und den
Widerstand gegen die Rentenpläne zu organisieren.“
Nachdem der DGB es ablehnte eine regionale Demo
zu organisieren, riefen IG Medien und HBV zu einer
regionalen Demo am 12.12. auf. Nach den Arbeitsnie-
derlegungen bei DaimlerChrysler und Porsche war der
Druck auf die IGM-Führung am Neckar so groß, dass
sie sich dem Demoaufruf anschloß. Dies erhöhte wie-
derum den Druck auf alle anderen DGB-Gewerk-
schaften. Und obwohl der DGB es Mitte Oktober
noch ablehnte zu einer Demo aufzurufen, war er 6
Wochen später dazu gezwungen. Die Entwicklung in
Stuttgart ist Ausdruck der Kampfbereitschaft und
zeigt, dass die Gewerkschaftslinke eine Rolle dabei
spielen kann, die Gewerkschaftsführung in Kämpfe
zu zwingen.

Opposition in der ÖTV
KollegInnen des „Netzwerk für eine kämpferische

und demokratische ÖTV“ sprechen sich eindeutig
gegen Beitragserhöhungen für die abhängig Beschäf-
tigten aus, lehnen es ab, dass Beamte Rentenbeiträge
bezahlen sollen und fordern „eine Rentenreform im
Interesse der Masse der Bevölkerung“. Zu einer sol-

chen Reform gehöre u.a. die Absenkung des Renten-
eintrittsalters auf 58 Jahre (auf freiwilliger Basis)
ohne Rentenabzug und eine Rente von 80 Prozent
des letzten Nettolohns bzw. mindestens 2.000 Mark
für alle Frauen und Männer. Die Defizite in den
Rentenkassen und eine solche Reform sollen nach
Meinung des ÖTV-Netzwerks über Steuern bei den
Unternehmern finanziert werden. Mit einer Unter-
schriftenliste wollen die kritischen Gewerkschafter in
der ÖTV Druck machen für eine bundesweite Groß-
demo und einen Aufruf zum politischen Streik. Beim
bundesweiten Treffen des Netzwerks am 25.11., an
dem 35 KollegInnen teilnahmen, wurde  beschlossen,
jetzt verstärkt in den Betrieben und in der ÖTV
Druck aufzubauen für den Kampf gegen die rot-
grünen Rentenpläne.

Weiter Druck machen auf
Gewerkschaftsführung

Nachdem der Druck in den Gewerkschaften dazu
geführt hat, dass eine Protestwelle in Gang gekom-
men ist, geht es jetzt darum, zu verhindern, dass sie
nicht abgebrochen wird, bevor das ganze Gesetz vom
Tisch ist. Dafür muss auch die Befürwortung von
Privat-, Betriebsrenten und Tariffonds durch die Ge-
werkschaftsspitze vom Tisch. Die vermeintliche All-
macht von Gewerkschaftsvorsitzenden kann gebro-

chen werden. Das hat der ÖTV-Gewerkschaftstag
gezeigt. Der Kampf um die Rente und die künftigen
Klassenauseinandersetzungen bieten die Chance eine
inhaltliche und personelle Alternative zur heutigen
Gewerkschaftsführung aufzubauen. Diese historische
Chance muss von der Gewerkschaftslinken ergriffen
werden.

Die SAV fordert dazu auf, die bestehenden Initiati-
ven der Gewerkschaftslinken für den Kampf gegen
Riesters Rentenpläne und die arbeiterfeindliche Poli-
tik der Schröder-Regierung zu unterstützen.  "

Kontaktadressen:
Der Sindelfinger Aufruf und das Material des

„Netzwerks für eine kämpferische und demokratische
ÖTV“ können bei der VORAN-Redaktion angefor-
dert werden. Im labournet gibt es die ständig um neue
UnterzeichnerInnen aktualisierte Ausgabe des Sindel-
finger Aufrufs und Berichte zum Rentenkampf unter
www.labournet.de/diskussion/wipo/rente/index.html

Initiative für Vernetzung der Gewerkschaftslinken,
Heinz-Günter Lang, PF 1201, Tannenburgstr. 17,
64660 Alsbach-Hähnlein, Tel. 06257/1468

Netzwerk für eine kämpferische und demokratische
ÖTV, Steffi Nitschke, Hegelsbergstr.26,  34127 Kas-
sel, Tel. 0179/6499612, netzwerk_kdoetv@gmx.de

ÖTV-Gewerkschaftstag
Rücktritt von Mai -  Kurswechsel versäumt

Ein Signal zum Aufbruch aus der Kri-
se der ÖTV sollte der Gewerkschafts-
tag in Leipzig sein. Daraus wurde
nichts. ver.di, das zentrale Projekt der
Bürokratie, geriet auf dem Gewerk-
schaftstag arg ins Wanken.

Von Holger Dröge, ÖTV-Mit-
glied

Seit Jahren befinden sich die Mitglied-
zahlen der ÖTV im freiem Fall: Ende
1999 hatte sie 1,5 Millionen Mitglieder,
nach 1,7 Millionen 95 – ein Minus von
13,7 Prozent. Besonders trifft es die
ÖTV-Jugend: Sie zählt jetzt rund 60.000
Mitglieder, ein Verlust von über 50 Pro-
zent seit 1995. Diese Mitgliederrückgän-
ge haben bei der ÖTV wie auch bei den
anderen Gewerkschaften zu starken Ein-
nahmeausfällen geführt. Mit ver.di soll
deshalb eine Rationalisierung durchge-
führt werden, die vor allem die Strukturen
und den Apparat auf der untersten Ebene
reduziert. Gleichzeitig ist ver.di der Ver-
such, die Gewerkschaften in einen
Dienstleistungsbetrieb, sprich einen Art
ADAC für KollegInnen umzuwandeln.
Was das bedeutet, kriegt die ÖTV-Basis
zur Zeit wieder in aller Deutlichkeit zu
spüren. Als Mitte November in Metall-
Großbetrieben betriebliche Proteste gegen
die Rentenpäne begannen, hatte die ÖTV-
Hauptverwaltung nichts besseres zu tun,
als Werbebriefe für eine private Renten-
versicherung zu verschicken. Und es ist
eine Heuchelei sondersgleichen, wenn
Bsirske zusammen mit Zwickel den Auf-
bau einer betrieblichen Altersversorung
fordert, während die ÖTV-Führung in der
diesjährigen Tarifrunde des öffentlichen
Dienstes Verschlechterungen in der be-
trieblichen Zusatzversorgung akzeptierte
und sich auch noch bereit erklärte, über
weitere Verschlechterungen außerhalb der
Tarifrunde zu verhandeln und wahr-
scheinlich derzeit bereits hinter den Ku-
lissen verhandelt.

ver.di - ADAC für KollegInnen
Nachdem im Frühjahr bei einer Probe-

abstimmung nur 65 Prozent der Delegier-
ten für ver.di waren, sollte der Gewerk-
schaftstag Klarheit und Geschlossenheit
bringen. Doch 35 Prozent stimmten gegen
Mai´s Vorlage, eine herbe Niederlage für
den geschäftsführenden Hauptvorstand.
Damit war klar, dass unter der Führung
von Mai beim Sonderkongress im März
2001 die notwendigen 80 Prozent für die
Auflösung der ÖTV, bzw. für die Grün-
dung von ver.di nicht erreicht werden.
Die vielen Gegenstimmen waren auch
eine Quittung für die Politik des Ausver-
kaufs in dieser Tarifrunde und die man-
gelnde Verteidigung des öffentlichen
Dienstes gegen Privatisierung und Aus-
stieg aus dem Flächentarifvertrag.

Apparatlinke kneift
Die fehlende personelle Alternative

zum jetzigen Hauptvorstand wurde aber
vor allem nach dem Rücktritt von Mai
überdeutlich. Es zeigt die ganze Schwäche
des Lagers der ver.di-Gegner. Die man-
gelnde Bereitschaft, für den Hauptvor-
stand eine Gegenmannschaft zu präsen-
tieren, ist letztlich eine politische Schwä-
che. Viele Funktionäre aus dem Apparat

Interview mit Manfred Engelhardt

Beim Sonderkongress in
Dortmund vor einem Jahr
bekam der Kasseler Antrag
gegen ver.di nur 5 Stim-
men. Jetzt waren 35 Pro-
zent der Delegierten für
Abruch des Fusionsprozes-
ses. Wie erklärt ihr euch ei-
nen solchen Stimmungs-
umschwung innerhalb ei-
nes Jahres?

Dies lag zum einen daran,
dass viele Funktionäre im
hauptamtlichen Bereich erst
nach Dortmund gesehen ha-
ben, was ver.di für sie materi-
ell/finanziell und kompetenz-
mäßig an Verlusten beinhalten
kann. Zum anderen haben vie-
le Kolleginnen und Kollegen
in der Tat erst nach Dort-
mund effektiv über die Nach-
teile von ver.di angefangen zu
denken.

Welche Reaktion gab es auf
Schröders Auftritt?

Das war die absolute Frech-
heit. Der tritt noch bürgerli-
cher auf als Helmut Kohl, um-
geben von Bodyguards und
Leuten aus der Industrie. Er
identifiziert sich voll mit dem
Bund Deutscher Industrie
(BDI). Als Schröder sein „Ba-
sta!“ zur Rentendiskussion
brachte, gab es aus dem gan-
zen Saal Buh-Rufe. Ich habe
mit vierzig weiteren Delegier-
ten demonstrativ den Saal ver-
lassen.

Manni, du hast 5 Wochen
vor dem ÖTV-Gewerk-
schaftstag eine Kündigung
erhalten. Welche Reaktio-
nen gab es darauf beim Ge-
werkschaftstag?

Es gab eine sehr große Welle
von Solidarität. Neben stehen-
der Ovation für mich wurden
auch Unterschriftenlisten in
die Zirkulation gegeben, die

von fast jeder/jedem Gewerk-
schaftsdelegierten unterzeich-
net wurde und sich glasklar
gegen die Kündigungsabsich-
ten und ihre Macher richteten.

Was ist von einem Vorsit-
zenden zu erwarten der als
Personaldezernent, schon
offen die Seiten gewechselt
hat?

Ich kenne Frank Bsirske von
früheren Gewerkschaftstagen.
1984 hat er in München noch
sehr stark die Monika Wulf-
Mathies kritisiert. Die Rede
liegt mir vor. Danach ist er
wohl zu den Grünen gegangen
und hat mit ihnen und ihrer
bürgerlichen Politik ein Stück
weit Karriere gemacht. Ich
halte ihn für einen Opportuni-
sten und werde ihn kritisch
begleiten. Seine Autorität kam
bereits beim Gewerkschafts-
tag ins Wanken, als Beate Eg-
gert, eine vom Hauptvorstand
vorgeschlagenen Kandidatin
für den Vorstand im ersten
Wahlgang nicht gewählt wur-
de, obwohl es für diese Positi-
on keine Gegenkandidatur
gab.

Muss es nicht darum ge-
hen, dass die Linken eine
inhaltliche Alternative mit
einer personellen Alternati-
ve zum geschäftsführenden
Vorstand verbinden und
künftig Gegenkandidaten
präsentieren müssen?

Genau das ist meine Mei-
nung. Wir haben auch im lin-
ken ÖTV-Lager – wenn man
so sagen will - qualifizierte
Kolleginnen und Kollegen, die
müssen sich nur outen. Ich
weiß, dass dazu Mut gehört;
ich habe jedoch 1996 in Stutt-
gart mit meiner Kandidatur
gegen Herbert Mai bewiesen,
dass so etwas geht.

Das „Netzwerk für eine
kämpferische und demo-
kratische ÖTV“ hat an die
Delegierten einen offenen
Brief verteilt. Wie war die
Resonanz darauf?

Der Brief des Netzwerkes
kam leider etwas zu spät, da
die Kolleginnen und Kollegen
im Verkehrsstau steckenge-
blieben waren. Dennoch wur-
de der Brief taktisch klug ein-
geschleust. Die Resonanz dar-
auf war teilweise sehr positiv,
nach dem Motto: „Das ist die
Wahrheit!“. Andere sagten:
„Hinter dem Netzwerk steckt
der Engelhardt, aber der selbst
ist ja ganz in Ordnung!“. Eini-
ge Delegierte haben den Brief
aber auch ohne ihn zu lesen
zerrissen. Wichtig war aber,
dass er verteilt worden ist.
            "

Gegen den Ausverkauf ge-
werkschaftlicher Interessen:
Manfred Engelhardt, Per-
sonalratsvorsitzender des
Aachener Studentenwerkes
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Nikolaus-Protest

Wie in der letzten VORAN
berichtet hat sich in Bremen
ein Bündnis unter dem Na-
men „WIDERSTAND JETZT!
Bremer Jugend gegen Zer-
sparpolitik“ gegründet. Über
30 Jugendliche aus Gewerk-
schaften, SchülerInnenvertre-
tungen und Uni- und Hoch-
schul-ASten haben sich wö-
chentlich getroffen, um den
Jugendstreiktag vorzuberei-
ten. Mehr als zehn Schulen
unterstützen den Jugend-
streik. Das gleiche gilt für die
Gewerkschaftsjugend.

Von Simon, Bremen

Wir verteilten Flugblätter an
Schulen, bei Infotischen, in den
Hochschulen und bei Konzerten
und Jugendveranstaltungen.

Kampagne bekannt
gemacht

Bei einer Grossdiskoveranstal-
tung im „Kesseltreiben“ haben
wir erreicht, dass ein Kassen-
stempel mit der Aufschrift „Ju-
gendstreiktag – Demo am 6.12.
2000“ verwendet wurde. Über
zweitausend Jugendliche erfuh-
ren so den Termin des Jugend-
streiktags.

Am 27.11. fand eine Bündnis-

veranstaltung unter dem Motto
„Schulstreik – gut so!“ mit Ti-
nette Schnatterer, einer Vertrete-
rin der Stuttgarter SAV, statt.
Dort wurden in den letzten Jah-
ren mehrere Streiks und Schüler-
Innenproteste organisiert (VOR-
AN berichtete). Zu der Veran-
staltung kamen mehr als 30 Be-
sucherInnen.

„Nacht der Jugend“
Ein weiteres „Highlight“ in der

Mobilisierung stellte die „Nacht
der Jugend“ am 21. November
dar. Hier hatte unter anderem der
Bremer Senat ins Rathaus einge-
laden, um zu zeigen, welch groß-

Von Seattle bis Nizza
Vor einem Jahr schrieb der

Spiegel über die Proteste ge-
gen das Treffen der WTO
(Welthandelsorganisation):
„In Seattle brach über den
Kapitalismus des 21. Jahr-
hunderts das erste große Ge-
witter herein.“ Seitdem folgte
ein Sturm nach dem anderen.
Hunderttausende Jugendli-
che und ArbeiterInnen auf
der ganzen Welt beteiligten
sich an Protesten gegen den
globalen Kapitalismus. Die
EU-Gipfel in Lissabon und
Nizza, der Weltwirtschafts-
gipfel in Okinawa, die IWF-
Tagungen in Washington
D.C. und Prag, das Treffen
des Weltwirtschaftsforums in
Melbourne oder der ASEAM-
Gipfel in Seoul - die Reichen
und Mächtigen können nir-
gendwo mehr ungestört ihre
Konferenzen abhalten. Hinzu
kamen Proteste wie die Soli-
daritätsdemonstrationen mit
dem französischen Aktivisten
Bové in Millau, der Welt-
marsch der Frauen in Brüssel,
der „Carnival Against Capita-
lism“ am 1. Mai in London.
Eine internationale Protest-
bewegung ist entstanden, die
sich nicht mehr nur gegen
einzelne Missstände richtet,
sondern die Institutionen
und die Logik des kapitalisti-
schen Systems zum Gegner
gewählt hat.

Von Sascha Stanicic,
SAV-Bundesleitung

In Seattle protestierten über
50.000, darunter 20.000 Ge-
werkschafterInnen, Umwelt-
schützerInnen, 3.-Welt-Aktivi-
stInnen. Sie waren aus der gan-
zen Welt zusammen gekommen
- der indische Reisbauer demon-
strierte neben dem amerikani-
schen Stahlkocher und der fran-
zösischen Umweltschützerin.
Vor allem aber beteiligten sich
zehntausende US-amerikanische
Jugendliche, die wahrscheinlich
zum ersten Mal in ihrem Leben
an einem solchen Massenpro-
test teilnahmen. „Der Unmut

der Teens und Twens richtete
sich gegen die Symbole des glo-
balen Kapitalismus: Als erstes
zerschmetterten sie Fenster bei
McDonald´s und Nike. Später
plünderten sie ein Café der Star-
bucks-Kette, deren Chef Ho-
ward Schulz von Seattle aus ein
weltweites Imperium mit über
2.000 Filialen aufgebaut hat“,
beschreibt der Spiegel die Radi-
kalisierung unter US-amerikani-
schen Jugendlichen.

Neue Radikalisierung
Tom Hayden, ein prominenter

Teilnehmer der Protestbewe-
gung gegen den Vietnamkrieg
sagte nach der Demonstration in
Seattle: „1968 ging es um ein
oder zwei Themen, aber das hier
geht um alles.“

Damit trifft er den Nagel auf
den Kopf. Eine Schicht, zurzeit
vor allem von Jugendlichen, geht
über die „Ein-Punkt-Kampa-
gnen“ (Antirassismus, Umwelt-
schutz etc.) hinaus und entwik-
kelt ein antikapitalistisches Be-
wusstsein. Gerade in den USA
war Seattle der Auftakt für eine
Welle von radikalen Protesten,
die sich gegen die IWF-Tagung in
Washington D.C. und gegen die
Kongresse der Republikaner und
Demokraten richteten und ihren
Ausdruck auch darin fanden,
dass der linke Präsidentschafts-
kandidat Ralph Nader, der als
Gegner der Macht der Konzerne
bekannt ist, knapp drei Millio-
nen Stimmen erhielt und 300.000
Menschen seine Wahlveranstal-
tungen besucht haben.

„The Battle of Seattle“ mar-
kierte aus verschiedenen Grün-
den einen Wendepunkt: erstens,
weil selten Proteste so effektiv
und erfolgreich waren (die Auf-
taktzeremonie der WTO-Tagung
musste abgeblasen werden, weil
viele TagungsteilnehmerInnen
ihre Hotels nicht verlassen konn-
ten), damit bedeutete Seattle eine
enorme Motivation für Aktivi-
stInnen auf der ganzen Welt;
zweitens aufgrund des interna-
tionalen Charakters der Proteste
(weltweit riefen über eintausend

Organisationen dazu auf); drit-
tens, weil es sich um militante
Proteste handelte, die nicht von
wenigen hundert, sondern von
zehntausenden getragen wurden
und viertens, weil sie eine quali-
tative Veränderung der politi-
schen Lage in den USA manife-
stieren.

Damit wurde Seattle zum
Synonym für die Entstehung ei-
ner „neuen Internationale gegen
die Globalisierung“ (Wirt-
schaftswoche). Oder wie die Fi-
nancial Times es ausdrückte:
„Massenproteste gegen Frei-
handel und Globalisierung wer-
den schnell zu einem Leitmotiv
des neuen Milleniums.“

Doch die bisherigen Proteste
sind nur ein Vorbote der gesell-
schaftlichen Explosionen, die
nach dem Eintreten einer Welt-
wirtschaftsrezession stattfinden
werden. Zurzeit sind es vor al-
lem Jugendliche, die sich radika-
lisieren und ihren Unmut gegen
das kapitalistische System rich-
ten. Das antikapitalistische Be-
wusstsein wird sich auf andere
Schichten der Gesellschaft, vor
allem auf die Arbeiterklasse
ausdehnen, wenn eine Rezessi-
on hunderttausende Jobs be-
droht und den Lebensstandard
massiv beschneidet, und die
Kraft der antikapitalistischen
Proteste dadurch hundertfach
potenzieren.

Rolle der Arbeiterklasse
Die Bedeutung der Beteiligung

der organisierten Arbeiterbewe-
gung hat man in Seattle gesehen.
Dort hatten 20.000 Gewerk-
schafterInnen demonstriert und
dem Anliegen der Proteste da-
durch eine größere Bedeutung
zukommen lassen. Auch wenn
die Gewerkschaftsführung ver-
suchte zu verhindern, dass sich
ihre Mitglieder an den direkten
Blockade-Aktionen beteiligten,
marschierte ein großer Teil, vor
allem von Stahlarbeitern von der
offiziellen Gewerkschaftskund-
gebung  zu den Blockaden und
beteiligte sich an den Auseinan-
dersetzungen mit der Polizei.

Ebenso war die Beteiligung der
Gewerkschaften in Melbourne
von großer Bedeutung für den
Erfolg der Blockade des Welt-
wirtschaftsforums. Auch hier
musste die Gewerkschaftsfüh-
rung durch Druck von unten
(nicht zuletzt von Mitgliedern
der australischen Socialist Party,
Schwesterpartei der SAV, orga-
nisiert) dazu gezwungen werden,
gemeinsam mit den Jugendlichen
zu demonstrieren.

Wie weiter?
Die Proteste gegen WTO, IWF

und Weltbank sind ein großarti-
ger Auftakt für eine neue antika-
pitalistische Bewegung - aber sie
dürfen nur als ein Anfang ver-
standen werden.

Sie haben zur Zeit vor allem
zwei Schwachpunkte: erstens ist
ihr politisches Programm vor al-
lem negativ. Viele der beteiligten
Gruppen und Einzelpersonen
wissen, wogegen sie sind, aber
nicht, wofür sie kämpfen sollen.
Zweitens gibt es kaum bewusste
Anstrengungen, die organisierte
Arbeiterbewegung in die Bewe-
gung einzubeziehen.

Demos von Zehntausenden
werden nicht ausreichen, um un-
sere Forderungen durchzusetzen.
Dazu bedarf es des Aufbaus ei-

ner Bewegung von Millionen.
Dazu müssen sich linke Jugend-
liche mit der Arbeiterklasse ver-
bünden. Durch ihre Rolle im
Wirtschaftsleben, ihre numeri-
sche Stärke und ihrer Fähigkeit,
als kollektive Kraft zu handeln,
ist die Arbeiterklasse die ent-
scheidende Kraft, um die Gesell-
schaft zu verändern.

Der Aufbau einer starken anti-
kapitalistischen Bewegung muss
deshalb auch den Wiederaufbau
der Arbeiterbewegung beinhalten
- die Rückeroberung der Ge-
werkschaften für kämpferische
Interessenvertretung statt Kom-
promisslerei mit den Bossen und
den Aufbau neuer Massenpartei-
en von ArbeiterInnen und Ju-
gendlichen, die einer solchen Be-
wegung eine politische Stimme
geben könnten.

Wofür kämpfen?
IWF, Weltbank, WTO sind nur

die Symbole der Macht der mul-
tinationalen Konzerne, des kapi-
talistischen Systems. Sie sind
nicht die Ursache für Ausbeu-
tung der exkolonialen Welt und
für den Abbau von Sozialstan-
dards in den Industrieländern.
Diese liegt in einem Wirtschafts-
system, das auf Profit für weni-
ge statt Bedürfnisbefriedigung

der Mehrheit aufgebaut ist. Es
ist eine Illusion zu glauben, man
könne die Macht der Multis be-
grenzen oder diese kontrollieren,
ohne ihnen die Quelle ihrer
Macht zu nehmen - ihr privates
Eigentum an den Konzernen.
Eine antikapitalistische Bewe-
gung muss deshalb die System-
frage aufwerfen, wenn sie ihre
Ziele durchsetzen will. Der
Kampf gegen den Neoliberalis-
mus, für die Streichung der
Schulden der exkolonialen (soge-
nannten Dritten) Welt - aber
auch aller Staatsschulden, die ja
nur die Banken und Konzerne
noch reicher und mächtiger ma-
chen - oder gegen Bildungsabbau
muss verbunden werden mit dem
Kampf für kürzere Arbeitszei-
ten, für angemessene Mindest-
löhne, für gleiche Rechte für alle.
Wenn die Macht der Banken und
Konzerne gebrochen werden
soll, müssen sie in Gemeineigen-
tum überführt und der demokra-
tischen Kontrolle und Verwal-
tung der Beschäftigten und der
arbeitenden Bevölkerung unter-
stellt werden.

Ein solches Programm würde
den Weg aufzeigen für die Ab-
schaffung des Kapitalismus und
die Erkämpfung einer sozialisti-
schen Demokratie. "

Ob in Seattle, Washington D.C., in Prag oder hier in Seoul beim ASEAN-Gipfel: jedesmal
versuchte der Staatsapparat mit aller Gewalt den Repräsentanten des Kapitals den Weg

Bremer Jugendstreiktag am 6. 12.
artige Angebote Bremen für Ju-
gendliche anzubieten habe – das
ist vor dem Hintergrund der
Kürzungspolitik ein blanker
Hohn! Etwa dreitausend Jugend-
liche erschienen. Wir hatten
schon im Vorfeld auf diese Ver-
anstaltung mobilisiert. Mit über
dreißig TeilnehmerInnen veran-
stalteten wir verschiedene Prote-
ste in Form von lauten Kundge-
bungen, auf denen wir Sprech-
chöre anstimmten und unsere
Forderungen  vortrugen. Wir er-
hielten viele positive Reaktio-
nen. Es gelang uns auch, Bürger-
meister Henning Scherf  (Eat my
shorts!) direkt mit unserem An-
liegen zu konfrontieren, was
dazu führte, dass er handgreiflich
wurde, und versuchte, unserem
Redner mit den Worten „Euch
werde ich noch beibringen, wie
Demokratie funktioniert!“ das
Megaphon aus der Hand zu rei-
ßen. Dies gelang ihm nicht!

Außerdem beteiligten wir uns
lautstark an einer Diskussions-
veranstaltung zum Thema „Zu-
kunft der Jugend“, an der Politi-
ker und eine Vertreterin des
Bündnisses teilnahmen.

Es gelang uns, die Veranstal-
tung in unserem Sinne zu gestal-
ten. Während die Redner der eta-
blierten Parteien kaum zu Wort
kamen, wurden unsere Beiträge

Jahr der Proteste gegen den globalen Kapitalismus

durch Applaus und Trillerpfei-
fen unterstützt.

Widerstand
organisieren!

Wieder einmal zeigte sich, dass
Diskussionen mit Politiker so
viel bringen wie Ansprachen an
eine Betonwand. Es kommt dar-
auf an, den Protest nach außen

zu tragen.
Der Jugendstreiktag kann nur

der Beginn der Proteste gegen
die jugendfeindliche Politik des
Senats gewesen sein. Das Bünd-
nis wird seine Arbeit im näch-
sten Jahr mit weiteren Aktionen
fortführen.

Nehmt nichts hin, organisiert
Euch, gemeinsam sind wir stark!

"

Das Bündnis fordert:
# Keine Kürzungen im Jugend- und Sozialbereich!
# Mehr Geld für Bildung!
# Nein zu Studiengebühren!
# Für eine staatliche Ausbildungsregelung für Alle!
# Unternehmer, die nicht ausbilden sollen zahlen!
# Für eine monatliche, elternunabhängige Grundsicherung von 1500 Mark

      für alle ab 16!
# Erhalt aller Arbeitsplätze, kein Stellenabbau im öffentlichen Dienst!

gegen
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Anarchismus - Ausweg ode
Sei es beim Kampf gegen

Rassismus und Faschismus
oder bei der Suche nach einer
Gesellschaftsalternative - der
Anarchismus gewinnt gerade
unter einer Schicht von Ju-
gendlichen wieder an Attrakti-
vität. Dies ist auch erst einmal
nicht verwunderlich. Sie sind
schon lange abgestoßen von
der Politik von SPD und Grü-
nen und inzwischen auch vom
reformistischen Anbiederungs-
kurs der PDS. Durch den Stali-
nismus (das System in der
DDR oder anderen „Ostblock-
Ländern“) ist die System-Al-
ternative ‚Sozialismus‘ in Ver-
ruf geraten, und da es heute
keine starke sozialistische Kraft
gibt, bleiben diese Vorurteile
oft erst einmal bestehen. In
dieser Situation wirkt das
scheinbar radikale und kom-
promisslose Angebot der An-
archistInnen als Alternative.

Von Christine Lehnert,
Rostock

Radikale Lösungen sind tat-
sächlich nötig, um Rassismus,
Faschismus, Sozialabbau und
Arbeitslosigkeit ursächlich zu
bekämpfen. Doch bietet der An-

archismus diese Lösungen?
Eine genaue Betrachtung des

Anarchismus ist notwendig, die
zeigen wird, dass er keinen Aus-
weg aus der Misere der Arbeiter-
klasse aufzeigt.

Was überhaupt ist Anarchis-
mus und wie stehen MarxistIn-
nen dem gegenüber?

Das Wort „Anarchie“ kommt
aus dem griechischen und bedeu-
tet Herrschaftslosigkeit.

1840 wurde dieser Begriff erst-
malig (nach heutigem Wissens-
tand) von dem Franzosen Proud-
hon genutzt. Anarchie steht für
die Ablehnung jeglicher Autorität.
Dies bedeutet nicht unbedingt
Ablehnung von Organisationen -
viele AnarchistInnen sahen und
sehen die Notwendigkeit der Bil-
dung einer Organisation, die anar-
chistische Ideen propagiert und
anarchisch handelt. Es gibt nicht
DEN Anarchismus - kein einheit-
liches Weltanschauungsbild, son-
dern unterschiedliche Strömun-
gen, die teilweise aufeinander auf-
bauen und sich zum Teil auch
ausschließen. (Überblick siehe
Kästen)

Die verschiedenen Varianten
des Anarchismus lassen sich
nicht starr voneinander trennen,
sondern verfließen oft.

Kommunistischer
Anarchismus

Der kommunistische Anarchis-
mus jedoch entwickelte sich zur
Hauptbewegung seit 1880. Ist es
Zufall, dass gerade der kommu-
nistische Anarchismus an Bedeu-
tung gewann?

Nein, denn es spiegelte nur die

wirtschaft.

Staatsfrage
Der ganze Staatsapparat, Mili-

tär, Polizei, Gesetze, Gerichte...,
all‘ das dient in der heutigen Ge-
sellschaft letztlich den Machtin-
teressen der Kapitalisten und ge-
hört abgeschafft. Nach Auffas-
sung der MarxistInnen müssen
die alte bürgerliche Regierung
und der alte bürgerliche Staats-
apparat durch eine Arbeiterregie-
rung und einen Arbeiterstaat er-
setzt werden, um die Revolution
zu verteidigen und die geplante
Wirtschaft auf allen Ebenen de-
mokratisch zu organisieren und
die Voraussetzungen für eine
klassenlose Gesellschaft zu
schaffen.

Doch schon hier kommen wie-
der die ersten Ungereimtheiten
bei den anarchistischen Ideen
auf. „Jegliche Staatsform muss
weg“ ist das Ziel der Anarchi-
stInnen – doch wie? Um einen
klaren Weg vor Augen haben zu
können, ist es natürlich notwen-
dig, die Rolle und Aufgaben des
Staates zu verstehen.

Friedrich Engels beschrieb den
Staat folgendermaßen: „Da der
Staat entstanden ist aus dem Be-
dürfnis, Klassengegensätze im
Zaum zu halten, da er aber
gleichzeitig mitten im Konflikt
dieser Klassen entstanden ist, so
ist er in der Regel Staat der
mächtigsten, ökonomisch herr-

Unterschiede
Ein entscheidendes Mittel des

Anarchismus ist die „Propaganda
der Tat“. Dies bedeutet, durch
Terror/Gewalt Ungerechtigkeiten
zu rächen und dem Feind Furcht
einzujagen. Außerdem soll da-
durch auf das Böse, gegen das die
Tat gerichtet war, aufmerksam
gemacht werden. Die kommuni-
stischen Anarchos lösten sich
schon von diesem Prinzip. Auch
die SyndikalistInnen setzten eher
auf Besetzungen, Boykotts oder
Streiks anstatt „Terrorakte“.
Trotzdem gab es immer wieder
ein Aufleben dieser Ideen – zum
Beispiel durch Gruppen wie
RAF (Rote Armee Fraktion).

Doch egal ob im 19., 20, oder
21. Jahrhundert – das individuel-
le Heldentum ist nicht in der
Lage die Kraft und Macht der
Masse der Arbeiterklasse zu er-
setzen. Statt Anschlägen bedarf
es einer kollektiven Organisie-
rung der Jugendlichen, KollegIn-
nen, Arbeitslosen, ...

Aufgabe muss es sein, durch
systematische Arbeit, gemeinsa-
me Diskussionen und Kämpfe,
den Suchenden eine Alternative
aufzuzeigen. Die einzige Kraft,

die in der Lage ist, kollektiv zu
produzieren und somit eine so-
zialistische Gesellschaft Wirk-
lichkeit werden zu lassen, ist die
Arbeiterklasse. Und diese muss
befähigt werden, ihren Kampf
selbst zu führen.

Frage des Parlaments
Der Anarchismus gibt sich radi-

kal. Arbeit  in  Parlamenten?
Niemals! und „Keine Macht für
niemand“. Das hört sich gut an,
bedeutet aber, sich vor kompli-
zierteren Aufgaben des Klassen-
kampfes zu drücken. Es ist näm-
lich schwieriger, das Parlament
als Tribüne zu benutzen und dem
Druck dieser Umgebung nicht
nachzugeben. Für MarxistInnen
heißt eine Position im Parlament,
die Heuchelei der Herrschenden
und ihre Skandale aufzudecken.
Dies bedeutet natürlich niemals,
eine Koalition oder Burgfrieden
mit den etablierten Parteien zu
schließen, sondern aufzuzeigen,
wie diese den Ausverkauf der In-
teressen der Jugend, ArbeiterIn-
nen, RentnerInnen, ... betreiben.
Die entscheidende Frage ist im-
mer: Welcher Weg ist nötig, um
die Interessen der Arbeiterklasse
konsequent zu erkämpfen und
den Kapitalismus abzuschaffen.
Genau das „vergessen“ die Anar-
chistInnen, denn keine Macht für
niemand heißt heute alle Macht
für die da oben!

Rolle der Partei
Die russische Revolution 1917

hat deutlich gemacht, wie wichtig
eine revolutionäre, organisierte
Kraft ist. Es reicht nicht aus, wü-
tende Massen zu haben, sondern

„Was also muss verschwinden,
um die Freiheit zu sichern? Zu-
erst selbstverständlich das Ding,
das am meisten in dein Leben
eindringt, dass deine freie Akti-
vität behindert oder verhindert.
Dieses Ding ist die Regierung.
Sie füllt die Welt mit Gestalt,
mit Betrug und Verrat, mit Un-
terdrückung und Elend“ („Die
Idee ist entscheidend“).

Noch deutlicher wird die Ver-
wechslung von Ursache und Wir-
kung in folgenden Zeilen: „Du
siehst also, dass die Abschaffung
der Regierung auch das Ver-
schwinden  von Monopol und
persönlichem Besitz der Pro-
duktions- und Verteilmittel zu
Folge hätte“ (Berkman).

Mit dieser Sichtweise ist es
nicht unlogisch, dass ein Teil der
AnarchistInnen ein Wegbomben
der Regierungen als Lösung anse-
hen. Doch leider ist es auch hier
wieder schwieriger. Erinnern wir
uns, dass Lenin sagte „Politik ist
konzentrierte Ökonomie“. Eine
Regierung spiegelt nur die wirt-
schaftlichen Besitzverhältnisse
der Klassengesellschaft wider.
Die soziale Revolution ist nötig
- also die Abschaffung des Pri-
vateigentums an Produktions-
mitteln. Dies bedeutet die Über-
führung der Banken und Konzer-
ne in gesellschaftliches Eigentum
unter Arbeiterkontrolle und –
verwaltung und die Organisie-
rung einer demokratischen Plan-

In der Ablehnung des bürgerlichen Staates sind sich MarxistInnen und AnarchistInnen
Juli 1978. Wasserwerfer der Polizei halten Anti-NPD-Demonstranten in Frankfurt am
Die trockene Statue im Hintergrund ist bezeichnenderweise Justitia

Die Spanische Revolution 1936 bis 39 und die Ro

Der spanische Bürgerkrieg 1936-
1939 war „Generalprobe“ für den
Anarchismus - und es war eine grau-
same Lehre, die deutlich machte,
dass die Idee des Anarchismus kein
Ausweg, sondern Irrweg ist.

Spanien stand vor der Frage, wer im
Bürgerkrieg siegen würde: die Faschi-
sten oder die Arbeiterklasse. Die spani-
schen Arbeitermassen waren bewaffnet.
Sie sahen ihren Weg in dem russischen
Beispiel von 1917. Sie wollten die Re-
volution und die Macht. In den Auf-
ständen 1936 und 1937 wurde dies
deutlich. Als der Militärputsch unter
Führung des faschistischen Generals
Franco 1936 losbrach, wurden Arbeiter-
milizen gebildet, Betriebe unter Arbei-
terkontrolle gestellt und in Teilen des
Landes herrschten die bewaffneten Ar-
beiter und Bauern. Den größten Einfluss
unter den revolutionären Kräften damals
hatten die Anarchisten. In einem Land
mit 23 Millionen Einwohnern organi-
sierten sie bis zu 1,5 Millionen Arbeite-
rInnen in der CNT (anarchosyndikalisti-
sche Gewerkschaft) und 30.000 in der
politischen Anarcho-Organisation FAI.

Doch die anarchistische Führung nahm
die Macht, die praktisch auf der Straße
lag, nicht auf. Wären sie als Revolutio-
näre konsequent gewesen, so hätten sie
zur Bildung von Räte auf landesweiter
Ebene (diese bestanden in Teilen von
Spanien ja schon) und zur politischen
Machtübernahme aufgerufen. Der dama-
lige Regierungschef von Katalonien sag-
te zu den anarchistischen Führern „Sie
haben gesiegt, Sie können bestimmen!“.
Die anarchistische Führung aber lehnte
die Macht ab. Das Regionalkomitee von
FAI und CNT in Katalonien stellte fest:
„Freiheitlicher Sozialismus kommt jetzt
nicht in Betracht. Lasst uns zuerst die
Meuterei [der Faschisten] zertreten!“.
Dies bedeutete in den Augen der anar-
chistischen FührerInnen, die offizielle
Regierung  zu unterstützen. Diese soge-
nannte Volksfront-Regierung war eine
Koalition aus bürgerlichen, pro-kapitali-
stischen Parteien und Arbeiterparteien.
Die Volksfront-Regierung propagierte
zwar den antifaschistischen Kampf,
aber sie war natürlich nicht bereit den
Kapitalismus abzuschaffen. Trotzdem
traten die AnarchistInnen, entgegen ih-

ren Prinzipien, der Volksfront-Regie-
rung bei, also letztendlich einer  bürger-
lichen Regierung! Schon im September
1936 wurden sie Teil der katalonischen
Regionalregierung und im November
wurden 4 Anarchisten Mitglieder der
zentralen Regierung - auf den Posten
Gesundheit, Handel, Industrie und Ju-
stiz. Sie traten in eine bürgerliche Regie-
rung ein, die für die Verteidigung des
bürgerlichen Systems kämpfte, das den
Faschismus gerade hervorbrachte. Die
anarchistischen FührerInnen ergriffen
nicht die Macht, weil sie ja „gegen jede
Diktatur“ sind. Doch die Macht nicht
im Sinne der Arbeiterklasse zu ergreifen,
bedeutet, sie freiwillig in den Händen
der alten Herrschenden - der Unterdrük-
ker zu belassen.

Friedrich Engels schrieb schon 1873
über die Erfahrungen mit den Anarchis-
ten: „Die Bakunisten waren gezwungen,
sobald sie einer ernsthaften revolutionä-
ren Lage gegenüberstanden, ihr ganzes
bisheriges Programm über Bord zu wer-
fen. Zuerst opferten sie die Lehre von
der Pflicht der politischen und beson-
ders der Wahlenthaltung. Dann folgte

Die spanische Lehre

Michael Bakunin

Stimmung und das sich radikali-
sierende Bewusstsein der Arbei-
terklasse Ende des 19./Anfang
des 20. Jahrhunderts wider.
Nachdem Karl Marx und Fried-
rich Engels mit dem Kommuni-
stischen Manifest (1848) einen
programmatischen Meilenstein
im Kampf der Arbeiterklasse ge-
gen ihre Unterdrücker gesetzt
hatten, musste die anarchistische
Bewegung sich an diesen Ideen
messen lassen und wurde zu
Teilen stark davon beeinflusst.
Nicht zuletzt die Russische Re-
volution 1917 zog viele anarchi-
stisch Gesinnte an die Kommu-
nistische Internationale. Der
deutsche Anarchist Erich Müh-
sam zum Beispiel wurde 1919
Mitglied der KPD. Die erfolgrei-
che Revolution 1917 war der be-
ste Beweis der Richtigkeit der
Ideen des Marxismus. Doch
durch die ausbleibenden revolu-
tionären Erfolge auf internationa-
ler Ebene, vor allem auch durch
die gescheiterte deutsche Revo-
lution 1918 kam es zur Isolie-
rung der russischen Revolution
und dadurch zur Entartung der
Arbeiterdemokratie in Russland.
Viele AnarchistInnen besannen
sich da wieder auf ihre alten –

eigentlich schon über Bord ge-
worfenen Ideen – und kritisier-
ten nicht den Stalinismus, son-
dern den Marxismus als ver-
meintliche Ursache für die Entar-
tung der russischen Revolution.

Gemeinsamkeiten
Da der Anarchismus seine

Wurzeln in der Suche nach Be-
freiung der Unterdrückten hat,
ergeben sich viele Gemeinsam-
keiten mit dem Marxismus. Die
Vorstellung von einer klassenlo-
sen Gesellschaft ohne Unter-
drückung, ohne bürgerliche Nor-
men oder Institutionen, ohne
bürgerliche Zwangsgesetze oder
„klassischem Familienbild“,
ohne Geld ... all´ das verstehen
MarxistInnen unter Kommunis-
mus und in den Augen der Anar-
chistInnen ist es eben Anarchie.

Räumen wir auch gleich einmal
auf mit dem Vorurteil, dass An-
archie gleichbedeutend wäre mit
Chaos oder den schwarzen Blök-
ken auf heutigen Antifa-Demos.

So schreibt der russische Anar-
chist Berkman (1870-1936) „An-
archismus ist das genaue Gegen-
teil von dem. Es bedeutet nicht
Bomben, Unordnung und Chaos.
Es bedeutet nicht Raub und
Mord. Es bedeutet, dass alle
Menschen Brüder sind und dass
sie leben können wie Brüder, in
Frieden und Harmonie“ (aus
„Die Idee ist entscheidend“).

In diesem Punkt sind sich auch
alle grundlegend einig – das Ziel
ist eine freie, friedliche Welt.
Doch die Frage wie dort hinzu-
gelangen ist, öffnet tiefe Gräben
zwischen AnarchistInnen und
MarxistInnen.

es bedarf auch erfahrener Kämp-
ferInnen, die in allen Betrieben,
Wohnvierteln, Unis, die überall
im Land zum richtigen Zeitpunkt
die richtigen Vorschläge machen.
Um dies gewährleisten zu kön-
nen, ist der Aufbau einer Organi-
sation mit klarem Programm und
Strukturen nötig – dies jedoch wi-
derstrebt den AnarchistInnen völ-
lig. Sie reden von „freiheitlichen
Vereinigungen“ und davon, dass
die „anarchistische Organisation
offen und flexibel“ ist („Kleiner
Leitfaden...“) Doch genau dieser
Pluralismus, mit dem sie Unge-
rechtigkeiten und Fehlentwick-
lungen in der Organisation ver-
meiden wollen, führt zu selbigen.
Wie werden Entscheidungen ge-
fällt, wer setzt diese um und was
ist mit Minderheitenpositionen,
wenn es keine Einigkeit gibt?

Sehen wir uns einen Streik an,
dann wird deutlich, wie „autori-
tär“ und gleichzeitig demokra-
tisch dieser Akt ist. Die Mehrheit
der KollegInnen beschließt diesen
Kampf und wählt sich ein Streik-
komitee, welches oberstes Gremi-
um und „Autorität“ des Streiks
ist. Zusammen stellen sie sicher,
dass niemand diesen Streik torpe-
dieren kann. Gibt es KollegInnen,
die gegen den Streik sind und sind
diese in der Minderheit, müssen
sie sich fügen. So können wir uns
auch den prinzipiellen Aufbau ei-
ner revolutionären Partei vorstel-
len. Sie ermöglicht breite, aus-
führliche Diskussionen und eine
demokratische Beschlussfindung
einerseits. Und sie gewährleistet
andererseits auch die Umsetzung
dieser Mehrheitsbeschlüsse.

Ursache und Wirkung
Doch hier wird von den Anar-

chistInnen das Kind mit dem
Bade ausgeschüttet. Für Anar-
chistInnen sind Parteien autori-
täre Gebilde, die stets undemo-
kratisch sind. Die Erfahrungen
mit den traditionellen Arbeiter-
parteien, deren Führung immer
wieder die Ideen der ArbeiterIn-
nen verraten hat, bestärkten die
AnarchistInnen in ihrer ableh-
nenden Haltung gegenüber Par-
teien.

Diese Herangehensweise tref-
fen wir auch bei der Betrachtung
von Regierungen an. In den Au-
gen der AnarchistInnen sind Re-
gierungen an sich nicht nur Aus-
fluss der jeweiligen wirtschaftli-
chen Machtverhältnisse, sondern
das Übel schlechthin. Somit gilt
es auch dieses als erstes zu zer-
stören. Der russische Anarchist
Berkman schreibt dazu:

Friedrich Engels
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oder Irrweg?

schenden Klasse, die vermittels
seiner auch politisch herrschende
Klasse wird und so neue Mittel
erwirbt zur Niederhaltung und
Ausbeutung der unterdrückten
Klasse.“

Mit der Machtergreifung der
Arbeiterklasse nun ergreift das
Proletariat „die Staatsgewalt und
verwandelt die Produktionsmit-
tel zunächst in Staatseigentum.
Aber damit hebt es sich selbst
als Proletariat, damit hebt es alle
Klassenunterschiede und Klas-
sengegensätze auf, und damit
auch den Staat als Staat. Der er-
ste Akt, worin der Staat wirklich
als Repräsentant der ganzen Ge-
sellschaft auftritt - die Besitzer-
greifung der Produktionsmittel
im Namen der Gesellschaft – ist
zugleich sein letztes selbständi-
ger Akt als Staat“ (aus Engels
„Anti-Dühring“, S. 301 ff).

Übergang
Der Marxismus bedeutet also

nach der Revolution die bewus-
ste Abschaffung des bürgerlichen
Staates und die Errichtung des
Arbeiterstaates. Marx beschreibt
es als „Periode der revolutionä-
ren Umwandlung“. Doch entge-
gen den Verleumdungen der An-
archistInnen steht der Marxis-
mus nicht für die Institutionali-
sierung dieses Staates oder den
Aufbau einer Bürokratenriege
wie früher in der DDR oder Ost-
europa. Ganz im Gegenteil – der

Individualistischer
Anarchismus
- erste Grundlagen von Willi-
am Goodwin (1773)
- ihnen zufolge ist die Gesell-
schaft nur eine Ansammlung
unabhängiger Indivisuen und
nur diese haben Verpflichtun-
gen untereinander
- der kleinbürgerliche und in-
dividualistische Ausdruck des
Anarchismus wird deutlich

Solidarischer
Anarchismus
- geprägt durch Proudhon
(1809-1865)
- die Zielgruppe seiner Ideen
waren vorrangig Handwerker,
Bauern, Freischaffende und
Selbstständige
- er forderte die Aufteilung
von Großeigentum auf auto-
nome Kleineigentümer und
Kleinproduzenten
- Industrieentwicklung und
Klassensystem berücksichtig-
te er nicht

Kollektivistischer
Anarchismus
- geprägt durch Michael Ba-
kunin (1814-1876)
- er forderte die soziale Revo-
lution, Zerstörung des alten
Staatsapparates und Verge-
sellschaftung der Produkti-
onsmittel
- diese Strömung ist geprägt
durch den Marxismus, jedoch
setzten Bakunin und seine
AnhängerInnen im Gegensatz
zu Marx und Engels in der I.
Internationale ausschließlich
auf die Spontanität der Mas-
sen
- die „Bakunisten“ leugnen
die Unvermeidlichkeit einer
Übergangsphase nach der Re-
volution, sie sagen, dass nach
der Abschaffung des Kapita-
lismus sofort die „freie Ge-
sellschaft“ erreicht ist

Kommunistischer
Anarchismus
- Kropotkin (1842-1921)
- E. Mühsam (1870-1936)
- Prägung durch das Kommu-
nistische Manifest (1848 von
Marx und Engels)
- sie stehen für die Revolution
und die Überführung der Pro-
duktionsmittel in Gemeinei-
gentum
- fordern die Aufhebung des
Lohnsystems und Güterver-
teilung nach dem Prinzip jede/
r nach den Bedürfnissen
- Unterschiede zu den Marxi-
stInnen bestehen in der Par-
teifrage, Staatsfrage und der
Übergangsgesellschaft
- Kropotkin selbst landete
vor der Oktoberrevolution in
Russland sogar bei der Unter-
stützung der Provisorischen
Regierung und unterstützte
die russische Armee im
1.Weltkrieg

Syndikalistischer
Anarchismus
- im Gegensatz zu allen ande-
ren Strömungen des Anarchis-
mus existiert hier eine völlige
Orientierung auf die Arbeiter-
klasse
- Ziel ist der Aufbau von un-
abhängigen Gewerkschaften
und die Loslösung des Staates
- Übernahme der Produkti-
onsmittel durch die Gewerk-
schaften
- Zusammenarbeit mit Partei-
en und jegliche Wahlbeteili-
gung wird abgelehnt

Nihilismus/
Terrorismus
- besondere Spielart des An-
archismus
- Verneinung von Staat, Moral,
Gesellschaft und Menschheit
- Attentate als Methode
- siehe auch „Propaganda der
Tat“ im Text
- eine idealistische Herange-
hensweise und Moralisierun-
gen sind Ausdruck dieser
Strömung

Strömungen der
AnarchistInnen

Brecht: Die Macht der Arbeiter
An einem bestimmten Tage in ganz Spanien
Legten die Arbeiter die Betriebe still. Die Eisenbahnen
Standen kalt auf den Schienen. Ohne
Licht
Lagen Häuser wie Straßen, die Telefone
Waren ein Haufen Blech ohne Nutzen. Es konnten
Nicht mehr die Schieber die Polizisten bestellen. Statt dessen
Redeten die Massen mit sich. Drei Tage
lang
Zeigten sich die Bediener der großmäch-
tigen Apparate
Ihre Beherrscher. Die Arbeiter, nicht mehr arbeitend
Zeigten ihre Macht. Der fruchtbare Acker
War plötzlich nicht mehr als ein steiniger Boden. Niemanden
Wärmte die unverarbeitete Wolle, den die Kohle
Im Schacht nicht mehr wärmte. Selbst der Stiefel der Polizisten
Würde zerfallen und keine Nachfolger
mehr finden.
Dann
Brach Uneinigkeit die Kraft des Aufstan-
des, aber selbst da noch
Konnten die Befehle der Bonzen, den Streik zu beenden
Tagelang nicht zu den Massen gelangen;
es standen ja
Ohne Dampf die Lokomotiven und ver-
lassen die Posthäuser. Also selbst da noch
Zeigte sich die Große Macht der Arbeiter.

Bertolt Brecht Gesammelte Gedichte, Bd.2, S.557/558

Arbeiterstaat unterscheidet sich
von allen stalinistischen Fratzen
und natürlich vom bürgerlichen
Staat. Er basiert auf der politi-
schen Beteiligung der großen
Mehrheit vermittels der Räte, in
denen es demokratische Kontrol-
le und Rechenschaftspflicht gibt.
In denen Funktionäre keinerlei
Privilegien haben dürfen, und
nicht mehr als einen durch-
schnittlichen Facharbeiterlohn
bekommen. Es wird der gerech-
teste und demokratischste Staat
sein, der je existierte – und er
bereitet die Grundlage für sein
eigenes Absterben. Vielleicht
werden AnarchistInnen fragen,
weshalb es denn überhaupt die-
sen Arbeiterstaat geben muss,
wo er doch sowieso abstirbt.

Aber nach Meinung von Marxi-
stInnen kann die sozialistische
Gesellschaft (für AnarchistInnen
= Anarchie) nicht unmittelbar die
kapitalistische Gesellschaft ablö-
sen. Dazwischen liegt eine Phase
des Übergangs vom Kapitalismus
zum Sozialismus. Die sich ent-
wickelnde sozialistische Gesell-
schaft wird eine Gesellschaft
ohne Armut oder Mangel, ohne
Krisen und Kriege sein. Sie wird
sich jedoch noch mit den alten,
über Jahrhunderte und Jahrtau-
sende vermittelten Traditionen
der Klassengesellschaft auseinan-
der zusetzen haben. Die kommu-
nistische Gesellschaft wird dann
eine noch höhere Stufe menschli-
cher Gesellschaft sein. Dort sind
die Menschen nicht nur frei von
allen materiellen Beschränkungen,
sondern auch frei von allen Be-
schränkungen durch traditionelle
Normen und Vorstellungen. Dies
zu erreichen gelingt aber leider
nicht von heute auf morgen.

Aus der Geschichte wissen wir
auch, dass die Kapitalisten alles
versuchen werden, um ihre
Macht zurückzuerobern, auch
mit Gewalt. Sie werden die reak-
tionären Kräfte im Lande selbst
mobilisieren und von den kapita-
listischen Ländern Unterstützung
bekommen, in denen die  Revolu-
tion noch nicht gesiegt hat. Genau
das geschah nach der Revolution
in Russland 1917. Sobald aber der
Sozialismus weltweit  über den
Kapitalismus gesiegt haben wird,
gibt es keine Kapitalistenklasse
mehr, gegen die sich zu verteidi-
gen nötig wäre. Denn die  ehema-
ligen Kapitalisten wären ihrer
heutigen Machtmittel beraubt, ih-
rer Fabriken und Banken. Sie wä-
ren ihres Kapitals beraubt, mit
dem sie ja jetzt ständig drohen, es
nicht oder im Ausland zu inve-

Wladimir Majakowski:
„1. WIR SCHLUGEN DIE RUSSISCHEN WEISSGARDISTEN.
DOCH GENÜGT DIES END’ NICHT:
2. NOCH IST DAS SCHEUSAL WELTKAPITAL LEBENDIG.
3. NOT TUT NOCH DIE ROTE ARMEE
4. UND IHR UNSER BEISTAND WIE EH UND JE.“

Nach der Oktoberrevolution 1917 wurde der alte zaristische
Staatsapparat in Russland zerschlagen. Der neu geschaffene
Arbeiterstaat hatte damals die Funktion, die Errungenschaften
der Revolution zu verteidigen

stieren. Und sie könnten nicht
mehr über ihren alten Staatsappa-
rat verfügen.

Idealismus oder
Materialismus?

Es gibt eine weitere Diskre-
panz zwischen Marxismus und
Anarchismus – die Philosophie
des Idealismus.

Die Bedingung zur Erreichung
der Freiheit ist für die Verfechter
des Anarchismus ein besseres
Wesen. Gelernt werden kann
und soll das in „freien Kommu-
nen“. Laut Berkman heißt es
„wenn Dein Ziel ist die Freiheit
zu sichern, so musst Du lernen
ohne Autorität und Zwang zu le-
ben. Wenn Du beabsichtigst, mit
deinem Nächsten in Frieden und
Harmonie zu leben, müsst ihr
Brüderlichkeit üben und Respekt
voreinander haben. Dieser Geist
kann nicht über Nacht geboren
werden. Es ist ein Geist der kul-
tiviert, gepflegt und gezüchtet
werden muss, wie eine wunder-
bare Blume.“

Also lasst uns alle anstrengen
und lieb zueinander sein? Schade
bloß, dass es da auch noch mate-
rielle Abhängigkeiten gibt – und
nicht jede Familie mal gerade in
einer Bauernkommune für den
Sozialismus üben kann. Nicht alle
AnarchistInnen formulieren ihren
Idealismus so platt, aber alle ge-
ben sich mehr oder weniger der
Illusion hin, schon im Kapitalis-
mus den „sozialistischen Men-
schen“ schaffen zu können.

Das Sein bestimmt das
Bewusstsein

Der Kapitalismus jedoch setzt
die Menschen in Konkurrenz
zueinander. Gleichzeitig machen
die arbeitenden Menschen die
Erfahrungen, dass sie nur durch
solidarisches Handeln, nur durch
gemeinsamen Kampf ihre Inter-
essen verteidigen können. Im
Gegensatz zur idealistischen
Herangehensweise des Anarchis-
mus sagt der Marxismus, dass
das Sein das Bewusstsein be-
stimmt. Wenn wir also den von
den AnarchistInnen anvisierten
„Geist“ erreichen wollen, müs-
sen wir die materiellen Grundla-
gen dafür schaffen. Schaffen wir
das kapitalistische Konkurrenz-
system ab, dann hört auch das
Konkurrenzdenken auf. Schaffen
wir also die Grundlagen für ein
Leben, in dem jede/r nach den
eigenen Bedürfnissen und Fähig-
keiten leben, lieben, arbeiten

Innen und AnarchistInnen einig.
stranten in Frankfurt am Main in Schach.

Justitia

kann. Dann wird sich auch ein
entsprechend hohes Bewusst-
sein (Geist) entwickeln – aber
nicht umgekehrt.

Kleinbürgertum
Die anarchistische Strömung

spiegelt die Lösungssuche des
Kleinbürgertums wider. Gezogen
durch die starken sozialistischen
Kräfte Ende des neunzehnten
und Anfang des zwanzigsten
Jahrhunderts orientierte sich das
Kleinbürgertum (Handwerker,
Bauern, kleine Selbständige,
Akademiker,...) an der Arbeiter-
klasse und entwickelte zwar lin-
ke Ideen, die jedoch immer wie-
der die Realitäten der Arbeiter-
klasse außer Acht ließen. Statt
Antworten auf die Probleme des
Industriearbeiters oder der Ange-
stellten im Dienstleistungsbe-
reich  zu  geben,  fordern  Anar-
chistInnen ihre Selbstbestim-
mung, dezentrale Höfe und Pro-
duktionsstätten und den
Tauschhandel. Dies ist ein Igno-
rieren der Entwicklung der
Menschheit. Der Marxismus da-
gegen zeigt genau die Möglich-
keiten auf, die sich aus der stän-
dig entwickelnden Industrie, den
Forschungen und Entdeckungen
ergeben, wenn nicht mehr im In-
teresse einer Minderheit oder
nach dem maximalen Profit ge-

und die Rolle der AnarchistInnen

n, der Volksfront-Regie-
letztendlich einer  bürger-

ung! Schon im September
sie Teil der katalonischen

erung und im November
narchisten Mitglieder der
gierung - auf den Posten
Handel, Industrie und Ju-
n in eine bürgerliche Regie-

für die Verteidigung des
Systems kämpfte, das den
gerade hervorbrachte. Die
en FührerInnen ergriffen
cht, weil sie ja „gegen jede
d. Doch die Macht nicht
Arbeiterklasse zu ergreifen,
freiwillig in den Händen

rschenden - der Unterdrük-
en.
ngels schrieb schon 1873
hrungen mit den Anarchis-
unisten waren gezwungen,
er ernsthaften revolutionä-
enüberstanden, ihr ganzes

ogramm über Bord zu wer-
pferten sie die Lehre von
er politischen und beson-
hlenthaltung. Dann folgte

Plakat der anarchistischen Gewerkschaft CNT
und der politischen Organisation FAI gegen den
faschistischen Franco-Putsch.
Die spanischen AnarchistInnen hatten damals
Masseneinfluss. Aufgrund ihrer falschen Politik
konnten sie diese Position leider nicht nutzen,
um Franco und die Faschisten zu schlagen.

die Anarchie, die Abschaffung des Staa-
tes... Dann ließen sie den Grundsatz fal-
len, dass die Arbeiter sich an keiner Re-
volution beteiligen dürften, die nicht die
sofortige vollständige Emanzipation des
Proletariats zum Zweck habe und betei-
ligten sich an einer eingestandenermaßen
rein bürgerlichen Bewegung. Endlich ...
(gingen) sie ganz gemütlich in die Regie-
rungsausschüsse... fast überall als ohn-
mächtige von der Bourgeoisie über-
stimmte und politisch exploitierte Min-
derzahl... das ultralinke Geschrei ver-
wirklichte sich also, sobald es zur Tat
kam, entweder in Abwiegelei oder in
von vornherein aussichtslosen Aufstän-
den oder in dem Anschluss an eine bür-
gerliche Partei, die die Arbeiter schmäh-
lich ausbeutete und sie obendrein mit
Fußtritten behandelte.“

Dies hätte auch 1939 geschrieben wor-
den sein können. Viele ArbeiterInnen
wandten sich ab von den Ideen des An-
archismus - doch da war es zu spät. Der
Kapitalismus war nicht gestürzt wor-
den, der Faschismus hatte gesiegt und
viele tausende KämpferInnen wurden
getötet, eingesperrt oder verfolgt.

wirtschaftet und regiert wird.

Sozialistische
Alternative

Wir bauen mit der SAV und
unserer internationalen Organisa-
tion, dem Komitee für eine Ar-
beiterinternationale (engl. CWI)
eine Kraft auf, die die Idee des
Sozialismus befreit von ihrer
Diskreditierung durch den Stali-
nismus. Wir bauen eine Kraft
auf, die sich von allen bürgerli-
chen oder reformistischen Partei-
en unterscheidet – und konse-
quent die Interessen der breiten
Masse der Bevölkerung vertritt.
Der Kapitalismus ist schon lange
wie eine überreife, besser ver-
faulte Frucht, die es gilt abzu-
schütteln. Mit der Methode des
Marxismus wird es gelingen, den
Garten zum Blühen zu bringen.

Wir unterbreiten ehrlichen an-
archistisch orientierten Aktivi-
stInnen ein Angebot zum ge-
meinsamen Kampf. Wir sind
überzeugt, dass denen, die
kämpfen wollen und sehenden
Auges durch die Welt laufen, die
eigenen Erfahrungen als auch die
Geschichte den Weg zum Mar-
xismus zeigen werden (siehe Ka-
sten zu Spanien).  "

Lesetipp: „Der spanische Bürgerkrieg“ von Leo
Trotzki oder Revolution und Konterrevolution in
Spanien“ von Felix Morrow
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Israel und Palästina

Welche Alternative zum Albtraum?
Die palästinensischen Jugendlichen

rebellieren, weil der sogenannte
„Friedensprozess“ seit 1993 für sie
nicht weniger, sondern mehr Armut
und Unterdrückung gebracht hat.

Von Claus Ludwig, Köln

Seit der Unterzeichnung des Osloer
Abkommens sind 78.000 jüdische Sied-
ler im Westjordanland und im Gaza-
Streifen hinzugekommen.

Die Möglichkeiten für Palästinenser,
in Israel zu arbeiten, wurden einge-
schränkt. Im Gebiet der von der palästi-
nensischen „Autonomiebehörde“  (PA)
unter Arafat verwalteten Gebieten hat
sich die Arbeitslosigkeit verdreifacht,
das Bruttosozialprodukt ist um 17 Pro-
zent gefallen.

In kurzer Zeit ist die PA für Korrup-
tion und gewaltsame Übergriffe be-
rühmt geworden. Unter Arafat hat die
palästinensische Polizei streikende Leh-
rer verprügelt und mit Hilfe der israeli-
schen Sicherheitskräfte 13.000 Men-
schen ins Gefängnis gesteckt.

Die erste Intifada
Dass Israel überhaupt an den Ver-

handlungstisch gezwungen wurde, ist
nicht Arafats diplomatischem Geschick
zu verdanken. Von 1987 bis 1992 dau-
erte die erste „Intifada“ (arabisch für
Aufstand). Zum erstenmal war die
Masse der PalästinenserInnen nicht
passiv und wartete auf die Erlösung

durch Guerilla-Kämpfer oder durch die
reaktionären arabischen Herrscher, son-
dern nahm ihr Schicksal selbst in die
Hand.

Beim „Aufstand der Steine“ standen
der israelischen Armee täglich Demon-
strantInnen gegenüber. Das gesamte Le-
ben wurde im Untergrund organisiert.

Die Intifada hatte Israel gezeigt, dass
es so nicht weiter gehen kann. In weni-
gen Jahren wurde erreicht, was die PLO
in 30 Jahren nicht geschafft hatte.

Was den palästinensischen Aufständi-
schen jedoch fehlte, war eine bewusste
Strategie, die jüdische Arbeiterklasse
anzusprechen um den Kampf für ihre
Selbstbestimmung mit dem Kampf für
gemeinsame soziale Interessen zu ver-
knüpfen.

National beschränkt
Die jüdische Bevölkerung ist längst

nicht mehr einig. Zusammenstöße zwi-
schen orthodoxen Fundamentalisten und
nicht-religiösen Israelis und vor allem
der soziale Verfall, die beginnende Woh-
nungsnot auch unter Juden und die auf
9 Prozent gestiegene Arbeitslosigkeit –
das sind die Ansatzpunkte, um einen
politischen Kampf gegen Nationalis-
mus, religiösen Fundamentalismus und
das kapitalistische System zu führen.

Die linken Bewegungen beider Lager
haben allerdings schwere Fehler began-
gen, indem sie auf jede klassenkämpferi-
sche Perspektive verzichteten. Dadurch

konnten sich schon in der Intifada, aber
vor allem in den letzten Jahren islamisti-
sche Gruppen wie Hamas als entschlos-
sene Kämpfer und als Alternative zur
korrupten, mit dem israelischen Staat ko-
operierenden PLO-Führung darstellen.

Die Mehrheit der israelischen Linken
konnte sich nie von ihrer Treue zum
Staat und zu dessen herrschender Klas-
se trennen.

Statt dieser nationalen Beschränktheit
ist eine internationalistische Perspekti-
ve nötig. Der Nahe Osten ist keine arme
Region, er könnte erblühen, wenn Tech-
nik, Ressourcen und Arbeitskräfte dar-
auf konzentriert würden, Landwirt-
schaft und Industrie zu entwickeln und
die Bedürfnisse der arbeitenden Men-
schen zu befriedigen.

Dazu müssten die herrschenden Klas-
sen in Israel und den arabischen Staaten
entmachtet werden, für die Konkurrenz,
Kriege und die nationale und religiöse
Spaltung der ArbeiterInnen und Bauern-
schaft notwendige Existenzbedingungen
sind.

Ein gemeinsames Palästina?
Die Aufteilung des Nahen Ostens in

Kleinstaaten ist ein Hindernis bei der
Entwicklung der Region. Selbst wenn
Israel die militärische Kontrolle über die
palästinensischen Gebiete aufgeben und
ein Staat ausgerufen würde, wäre ein
unabhängiges kapitalistisches Palästina
kaum lebensfähig.

Viele Linke in Palästina und weltweit
ziehen daraus den Schluss, dass es nicht
reicht, dass der Gaza-Streifen und das
Westjordanland einen palästinensischen
Staat bilden. Sie fordern, dass der Staat
Israel in seiner heutigen Form abge-
schafft und zusammen mit den heute
besetzten Gebieten ein einheitlicher
Staat gebildet werden soll, der keine Na-
tionalität oder Religion bevorzugen,
sondern einen demokratischen Charak-
ter haben soll. Sie berufen sich dabei auf
den Widerstand von Sozialisten gegen
die Gründung Israels 1948.

1948 sind SozialistInnen zu Recht ge-
gen die Gründung des Staates Israel ein-
getreten. Sie schlugen vor, dass die Ju-
den in Palästina sich für einen multi-
religiösen, multi-nationalen Staat statt
für einen jüdischen Militärstaat einset-
zen sollten. Sie warnten, dass der Hor-
ror des Holocaust ausgenutzt würde,
um einen Vorposten der USA im Nahen
Osten zu schaffen. Sie warnten, dass
Israel auf der Entrechtung und Vertrei-
bung der arabischen Bevölkerung aufge-
baut und die Region in einen dauerhaf-
ten Krisen- und Kriegszustand versetzt
würde. Diese Warnungen haben sich
vollauf bestätigt.

Heute die Abschaffung Israels zu for-
dern, heißt jedoch, 50 Jahre Geschichte
zu ignorieren. Israel hat seitdem fünf

große Kriege und unzählige Militärope-
rationen und Anschläge erlebt. Dass
der israelische Staat dabei oft der Ag-
gressor war, ist für die Ängste der Ju-
den zweitrangig. Israel ist umgeben von
Staaten mit reaktionären Regimes, von
denen die jüdische Bevölkerung nichts
Gutes erwartet.

Man könnte einen gemeinsamen Staat
so rosig demokratisch und sozialistisch
malen, wie man will. Man könnte davon
reden, die Rechte der Juden zu respek-
tieren, das würde nichts daran ändern,
dass die Mehrheit der Juden bitter gegen
solch einen Staat kämpfen würde.

SozialistInnen sind gegen alle Gren-
zen, für die Einheit der Völker. Doch
wenn das Verhältnis durch Jahrzehnte
vom Nationalismus vergiftet wurde,
kann dies nicht mit schönen Erklärun-
gen weggewischt werden.

Genauso wenig wie jemand den Palä-
stinenserInnen verkaufen kann,  sie
würden schon unter israelischer Kon-
trolle ihr Glück machen, wird sich die
jüdische Bevölkerung in ein gemeinsa-
mes Palästina drücken lassen. Wir tre-
ten neben einem sozialistischen Israel
für einen sozialistischen Staat Palästina
ein, mit Jerusalem als offener Stadt, als
Teile einer sozialistischen Föderation
im ganzen Nahen Osten.

Auf dieser Grundlage kann das Ver-
trauen wieder aufgebaut werden, was
seit der Gründung Israels zerschossen
wurde. Viele Fragen müssen gelöst wer-
den: die AraberInnen im Staat Israel
selbst müssen endlich volle Rechte er-
halten, Hunderttausende vertriebener
PalästinenserInnen muss die Rückkehr
möglich gemacht werden, usw. usf.

Das kann nur von den arbeitenden
Menschen erkämpft werden. Entschei-
dend ist dabei die Rolle der palästinen-
sischen Jugend. Sie kämpft heute hel-
denhaft, aber muss ihre politischen Be-
schränkungen überwinden und sich dar-
auf orientieren, einen Weg zu den
jüdischen ArbeiterInnen zu finden.

Busbomben und Anschläge auf jüdi-
sche ZivilistInnen sind der falsche Weg.

Gemeinden, die von der Armee ange-
griffen werden, müssen sich natürlich
verteidigen. Angesichts des Einsatzes
schwerer Waffen kann der palästinensi-
sche Widerstand sich nicht auf Steine-
werfen beschränken, sondern muss auch
bewaffnet sein. Wichtig bleibt jedoch,
dass die Selbstaktivität der Massen die
stärkste Waffe der PalästinenserInnen
ist und es nur gelingen kann, den Weg
zur Selbstbestimmung zu beschreiten,
wenn es gelingt, einen Keil zwischen die
Herrschenden in Israel und die jüdische
Arbeiterklasse zu treiben.

In der gegenwärtigen Situation kann
das nur die Idee einer Minderheit sein.
Doch wir halten es für zentral, dass
SozialistInnen mit einem solchen Pro-
gramm in die Kämpfe, sei es sozialer
Widerstand gegen Armut und Arbeitslo-
sigkeit oder die palästinensische Intifa-
da, eingreifen.

Auf der Basis eines solchen Pro-
gramms können sich ArbeiterInnen und
Bauern Schritt für Schritt annähern, ler-
nen, gemeinsame Interessen erkennen
und sich dafür einzusetzen, um am
Ende alle Grenzen auszureißen und ei-
nen wahrhaft demokratischen und so-
zialistischen Nahen Osten aller Völker
und Religionen aufzubauen.                "

Interview zur Präsidentschaftswahl

Naders Ergebnis – ein Lichtblick bei den US-Wahlen

Nach den US-Wahlen
vom 7. November führte
Aron Amm ein Gespräch
mit Philip Locker, Vor-
standsmitglied von Socia-
list Alternative (Schwe-
sterpartei der SAV in den
USA), zur Kampagne und
zum Stimmergebnis von
Ralph Nader. Nader hatte
als unabhängiger Kandi-
dat, links von Bush und
Gore, auf dem Ticket der
Grünen kandidiert.

Demokraten und Republika-
ner verpulverten 3 Milliarden
Dollar im Wahlkampf. Ralph
Nader hatte 8 Millionen Dol-
lar zur Verfügung (ein Etat,
der sich überwiegend aus 20-
Dollar-Spenden von linken
Jugendlichen zusammensetz-
te). Wie schnitt Nader bei den
US-Wahlen ab?

Nader kam auf 2,7 Millionen
Stimmen. Das sind 3 Prozent.
Vor vier Jahren bekam er nur
700.000 Stimmen. In Alaska
kam er auf 10 Prozent, in Ver-
mont auf 7, in Massachussetts
auf 6 Prozent; in Kalifornien ins-
gesamt auf 4 Prozent, in einzel-
nen Städten allerdings erheblich
mehr. Sein Ergebnis wäre noch
deutlich besser ausgefallen, wenn
die Demokraten in den letzten
zwei Wochen des Wahlkampfes
nicht eine gezielte Offensive ge-
gen ihn gestartet hätten. Bei ei-
nem Ergebnis von 5 Prozent hät-
ten die Grünen eine Wahlkampf-
kostenerstattung erhalten.

Letztendlich basierte die
Hetzkampagne der Demokraten
gegen Nader auf der Tatsache,

dass Naders Wahlkampf das
Zwei-Parteiensystem stark er-
schütterte.

Wie parierte Nader im Wahl-
kampf den Vorwurf, dass seine
Kandidatur Gore den Wahlsieg
kosten könnte, und wegen
ihm ein Republikaner ins Wei-
ße Haus einziehen könnte?

Nader machte im Wahlkampf
deutlich, dass die Wahl zwischen
Gore und Bush nichts anderes
ist, als die Wahl zwischen Pest
und Cholera. Er verwies darauf,
dass das Reallohnniveau 1998
um 12 Prozent niedriger lag als
1979 – und das nach acht Jahren
Clinton, einem Demokraten.

Wie führte Nader seinen
Wahlkampf?

Er prangerte unerbittlich die
Diktatur der großen Konzerne
an, von denen die 500 größten
zusammen 70 bis 80 Prozent der
US-Wirtschaft kontrollieren.

Zu seinen 700 Veranstaltun-
gen kamen 300.000 BesucherIn-
nen: 15.000 im New Yorker
Madison Square Garden, 12.000
in Minneapolis oder 10.000 in

Portland. Damit fand die „Se-
attle-Bewegung“ in gewisser
Weise ihre Fortsetzung auf der
Wahlebene.

Unsere Organisation, Socialist
Alternative, beteiligte sich aktiv
an der Wahlkampagne, machte
aber auch klar, dass Nader nicht
nur die Politik der Reichen und
Mächtigen kritisieren sollte, son-
dern auch das kapitalistische Sy-
stem, das dem zugrunde liegt.
Darum treten wir auch für die
Überführung der 500 größten
Konzerne in Gemeineigentum
ein, unter demokratische Kon-
trolle und Verwaltung der Be-
schäftigten. Im Wahlkampf
konnten wir innerhalb eines
Vierteljahres 44 Mitglieder für
unsere sozialistische Organisati-
on gewinnen und 7.500 Zeitun-
gen verkaufen.

Was schlagt ihr nach Naders
Wahlkampagne vor?

Die Socialist Alternative ist
der Meinung, dass Nader seine
Unterstützung nutzen sollte,
um zu einer nationalen Konfe-
renz aufzurufen, bei der Vertre-
terInnen von gewerkschaftlichen

Organisationen, Bürgerrechtsbe-
wegungen, Studierendenverte-
tungen oder UmweltaktivistIn-
nen zusammenkommen sollten.
Eine solche Konferenz könnte
der Ausgangspunkt für den

Aufbau einer neuen Partei von
ArbeiterInnen, Jugendlichen und
sozial Benachteiligten sein, die
den Kampf gegen die beiden
Parteien des Kapitals aufneh-
men müsste.                "

Kaum Treffer
Dieser Stimmzettel ist eine Persiflage auf die unübersichtlichen
Stimmzettel in Teilen Floridas, und wurde per eMail im
November durch die Welt geschickt

Betlehem:
mit Flaschen und Steinen setzen sich palästinensische Jugendliche gegen
Panzer, Jagdflugzeuge und schwere Munition der israelischen Armee zur
Wehr

SozialistInnen für Arbeitereinheit
Ein Kind ertrank und 600 Famili-

en mussten als Ergebnis der Flu-
ten evakuiert werden, die Wohn-
gebiete der Arbeiterklasse rund
um Tel Aviv in der letzten Okto-
berwoche trafen.

Amnon Cohen, Ma’avak
Sozialisti, Israel (Schwe-
sterorganisation der SAV)

Die Fluten betrafen sowohl das
hauptsächlich arabische Wohnge-
biet Pardes Dak in Jaffa als auch
die jüdischen Wohngebiete von
Bat Jam, Jad Elijahu und Petach
Tikweh.

Ma’avak Sozialisti organisierte
eine Demonstration in Bat Jam
(einem Gebiet, das von den anti-
palästinensischen Krawallen vor
drei Wochen betroffen war) ge-
gen die Vernachlässigung durch
die Behörden, die zu der Überflu-
tung führte.

Letztes Jahr warnte ein staatli-
cher Ombudsmann vor dem ärm-
lichen Zustand der Kanalisation

und warnte, dass eine Investition
von 500 Millionen NIS notwendig
sei, um das System zu verbessern.
Aber die Regierung gab nur 4,5
Millionen NIS aus, um die Sprün-
ge zu übertünchen.

Wir verteilten 1500 Flugblätter
und erklärten, dass die Fluten kei-
ne Naturkatastrophe seien, son-
dern das Ergebnis der Unfähigkeit
des kapitalistischen Systems, den
Bedürfnissen der arbeitenden
Menschen entsprechende Investi-
tionen zu machen.

Dreißig Menschen nahmen an
unserer Demonstration teil. Be-
wohnerInnen von Jaffa und
Schunat Hatikveh führten auch
eine gemeinsame Demonstration
wegen der selben Frage vor dem
Gemeinderatsgebäude von Tel
Aviv durch. Diese jüdisch-arabi-
sche Demonstration zeigte, wie
selbst in einer Kriegslage die Klas-
senfragen in gewissem Maße den
nationalen Konflikt überbrücken
können.      "

Ralph Nader
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Serie: „Kritiker des Neoliberalismus“*

Teil 3: Paul Krugman
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In Sozialdemokratie und Ge-
werkschaften werden die Ideen
des amerikanischen Ökono-
men Paul Krugman schon seit
einigen Jahren heiß gehandelt.
Oskar Lafontaine beispielswei-
se beruft sich in seinen Bü-
chern und Reden immer wie-
der auf die wirtschaftspoliti-
schen Vorschläge Krugmans.
Wer ist Paul Krugman, was ist
der Kern seiner Ideen und war-
um wird er von Teilen der SPD
als Guru verehrt?

Von Lorenz Blume,
Kassel

Paul Krugman, Jahrgang 1953,
ist Professor für Ökonomie am
elitären Massachusetts Institute
of Technology. Nach seiner Pro-
motion 1977 arbeitete er - nach
eigenen Aussagen mit gemischten
Gefühlen - ein Jahr für den Coun-
cil of Economic Advisers unter
Präsident Reagan. 1991 erhielt er
die John-Bates-Clark-Medaille,
die alle zwei Jahre an den besten
Ökonomen unter Vierzig verliehen
wird und Chancen auf einen späte-
ren Nobelpreis eröffnet. 92 unter-
stützte er die Wahlkampagne Clin-
tons und wurde als möglicher Vor-
sitzender des Council of Economic
Advisers der Clinton-Regierung
gehandelt. Sehr zu seiner Verärge-
rung ging dieser Posten jedoch an
den von ihm ungeliebten Robert
Reich. Neben zahlreichen Aufsät-
zen in ökonomischen Fachzeit-
schriften wurde er vor allem durch
seine für ein breiteres Publikum
geschriebenen Bücher (The age of
diminished expectations, 1989 und
The return of depression econo-
mics, 1999) und seine wirtschafts-
politischen Kolumnen im Econo-
mist, Fortune und Slate bekannt.

„Finanzmärkte – Spiel-
wiesen für Raubritter“

Inhaltlich zeichnen sich Krug-
mans Veröffentlichungen neben
einer originellen, witzigen und oft
polemischen Sprache, auf der si-
cherlich auch ein Teil seines Kult-
status beruht, vor allem dadurch
aus, dass er sich nicht scheut,
Probleme zu benennen, die von
anderen bürgerlichen Ökonomen
meist totgeschwiegen werden. So
sorgte im Clinton-Wahlkampf vor
allem seine Äußerung für Furore,
dass in der Reagan-Ära 70 Pro-
zent des Wachstums des durch-
schnittlichen Familieneinkom-
mens nur dem reichsten Prozent
aller Familien zugute kam (Inci-
dents from my career, in: A. Heert-
je (Hrsg.): Makers of Modern Eco-
nomics, 1995). Er beschreibt die
weltweiten Finanzmärkte als
Spielwiese für Raubritter, auf de-
nen es möglich ist, dass eine ein-
zelne Person an einem Tag 4 Mil-
liarden Dollar verspekuliert (wie
zum Beispiel ein Angestellter der
Sumitomo Corp. mit Kupferan-
leihen) und macht diese Spekula-
tionsblasen im gleichen Atemzug
dafür verantwortlich, dass so we-
nig investiert wird und Arbeitslo-
sigkeit entsteht (How copper
came a cropper, in: Slate Magazin
7/15/96.). Er weist darauf hin,
dass die sogenannte „new econo-
my“ (Informations- und Kommu-
nikationswirtschaft), die nun von
den Unternehmern nach dem Zu-
sammenbruch der asiatischen Ti-
gerstaaten als der neueste Beweis
dafür, dass der Kapitalismus
doch funktioniert, präsentiert
wird, maximal zehn Prozent aller
Arbeitsplätze stellen wird und
man sich bloß nicht der Illusion
hingeben sollte, es entstünden
jetzt überall Silicon Valleys (En-
tertainment Values: Will Capita-
lism go Hollywood?, in: Slate Ma-
gazin 1/22/98).

Keynes und
Staatseingriffe

So „rebellisch“ seine Fragestel-
lungen und Problembeschreibun-
gen auch sein mögen, schon seine
Erklärung der Ursachen derselben
macht deutlich, dass Krugman
sehr auf seine Reputation als bür-
gerlicher Ökonom bedacht und al-
les andere als systemkritisch ist.
Den Marxismus verachtet er und
überhäuft ihn mit Hohn und

Spott. Er ist ein glühender An-
hänger von John Maynard Key-
nes, dem britischen Ökonom, der
zwar ein teilweises Versagen der
Marktwirtschaft zugesteht, aber
der Idee anhängt, dass dieses Ver-
sagen durch intelligente Eingriffe
des Staates zu beheben sei.

Krugman sieht dieses Markt-
versagen im wesentlichen darin,
dass zwischen den Unternehmen
unvollständige oder monopolisti-
sche Konkurrenz herrscht und
diese nicht mit konstanten Ska-
lenerträgen sondern steigenden
Skalenerträgen rechnen können,
das heißt, mehr von einem Pro-
dukt zu produzieren bringt über-
proportional mehr Erträge. So
erklärt er auch, warum der Groß-
teil des Handels heute nicht
mehr zwischen Entwicklungs-
und Industrieländern stattfindet,
wie es eigentlich nach der auf
Ricardo zurückgehenden klassi-
schen The-orie komparativer
Vorteile (Länder mit arbeitsin-
tensiver Produktion handeln mit
kapitalintensiv produzierenden
Ländern) sein müsste, sondern
zwischen den Industrieländern.
Krugman gilt als Mitbegründer
der „Neuen Handelstheorie“.
Mit dem gleichen Konzept stei-
gender Skalenerträge und mono-
polistischer Konkurrenz erklärt
er auch die Entstehung von Städ-
ten und das Auseinanderdriften
armer und reicher Regionen.

Von einer Anarchie des Mark-
tes will Krugman allerdings nichts
wissen. Bei ihm gibt es zwar kein
allgemeines Marktgleichgewicht,
keine unsichtbare Hand, die alles
zur Besten regelt, wie es sich die
neoliberalen Ökonomen vorstel-
len, allerdings immerhin multiple
Gleichgewichte, die natürlich alles
unbestimmter und komplexer
werden lassen (und auch den hi-
storischen Zufall als entscheiden-
de Größe mitberücksichtigen
müssen), aber den Kapitalismus
abschaffen, muss man deshalb
noch lange nicht.

Zinspolitik
Seine wirtschaftspolitischen

Vorschläge beschränken sich
dementsprechend - wiederum
ganz im Sinne von Keynes - dar-
auf, bürgerlichen Politikern Tipps
zu geben, wie sie den Kapitalis-
mus besser managen können.

Im Spektrum des Keynesianis-
mus befindet er sich dann sogar
eher auf dem rechten als auf dem
linken Flügel. So unterstützt er
aus dem keynesianischen Instru-
mentekasten vor allem das Instru-
ment der Zinssenkungen in wirt-
schaftlichen Abschwungphasen,
um Investitionen zu verbilligen.
Die Ausweitung der Staatsquote,
aktive Arbeitsmarktpolitik oder
die Schaffung eines öffentlichen
Beschäftigungssektors - alles For-
derungen linker Keynesianer -
lehnt er dagegen vehement ab
(Warum brauchen wir einen ande-
ren Arbeitsmarkt, Prof. Krug-
man?, in: FAZ-Beilage Nr. 956).
Zur Eindämmung der Währungs-
spekulation plädiert er wie Oskar
Lafontaine für feste Wechselkurs-
zielzonen, die Arbeitslosigkeit
will er durch mehr Bildung und
eine lockere Geldpolitik bekämp-
fen, sozialpolitisch befürwortet
er die Idee von Lohnsubventio-
nen.

Den Kapitalismus
besser managen?

Da Krugman den Kapitalismus
nicht beseitigen sondern nur „ver-
bessern“ will, arrangiert er sich
schon mal mit den unveränderba-
ren Symptomen des Kapitalis-
mus. Er ist ein fanatischer An-

hänger der Freihandelstheorie und
steht auch der Globalisierung eher
unkritisch gegenüber. Schlechte
Jobs sind für ihn besser als keine.
Dass in Supermärkten viele Hel-
fer existieren, die für die Kunden
die Tüten packen, findet er ein
gutes Zeichen.

Für Deutschland schlägt er im
wesentlichen drei Dinge vor: die
Bundesbank auffordern, die Zin-
sen zu senken, mehr in Bildung
investieren und die Sozialsysteme
deregulieren. „Wenn man auf dem
europäischen Kontinent nach ei-
nem Modell sucht, dem man
nacheifern will, wäre es vielleicht
ergiebiger, nicht nach Nordameri-
ka, sondern nach Großbritannien
zu schauen (Warum ist Amerika
ein gutes Vorbild, Professor
Krugman?, in: FAZ-Beilage Nr.
957)“. Er ist sich zwar nicht so
sicher, ob die Deutschen eine Po-
litik a’la Thatcher haben wollen,
aber es könnte ja auch eine Art
Zwischenlösung geben, so eine
Art moderaten Thatcherismus.

Kein Wunder, dass Krugman
mit diesen wirtschaftspoliti-
schen Vorschlägen ein offenes
Ohr in den Reihen der Sozialde-
mokratie findet, die händerin-
gend nach einer Rechtfertigung
für ihre Politik des Sozialabbaus
sucht, aber bitte schön in fort-
schrittlicher Verpackung. "

Serbien – Interview mit Marko Nastic, sozialistischer Aktivist aus Belgrad
Das Gespräch führte Vlado Bacic

Was denkst Du über die Ereignisse vom
5. Oktober, als die serbischen Massen
Slobodan Milosevic stürzten?

Solche Ereignisse geschehen, wenn die
einfachen Leute genug bekommen vom täg-
lichen harten Überlebenskampf und von
dem Druck, der von diesem Regime ausge-
gangen ist. Der Tropfen, der das Fass zum
Überlaufen brachte, war das unerwartete
Ergebnis der Präsidentschaftswahlen. Die
SPS von Milosevic, war sich ihres Sieges
sicher. Er war so weit vom einfachen Volk
entfernt, dass er die Stimmung des Volkes
nicht erkannte. In gewisser Hinsicht haben
Milosevics Fehler dem Volk geholfen, ihn
zu stürzen. Die wichtigste Lehre der Ereig-
nisse ist, dass die Volksmassen ihre Kraft
durch den Sturz von Milosevic erkannt ha-
ben.

Was hast Du persönlich am 5. Oktober
gemacht?

Ich war auf der Straße, habe an den De-
monstrationen teilgenommen. Auch wenn
ich nicht in der aller ersten Reihe war, war
ich ziemlich weit vorne mit dabei. Ich habe
unter anderem gesehen, wie ein Demon-
strant von der Polizei in den Bauch ge-
schossen wurde und blutend zusammen-
brach und wie ein weiterer Mann unter
einen der Bagger geriet. Diese Macht der
Massen zu erleben war wie in einem Film...

... einem guten oder einem schlechten?

... einem sehr guten Film.

Polizei und Armee sind letztlich nicht
mit aller Macht gegen die Aufständi-
schen vorgegangen. Woran lag das
Deiner Meinung nach?

Das entscheidende war, dass die Men-

schen auf den Straßen geblieben sind, ob-
wohl die Situation gefährlich war, die Poli-
zei Tränengas einsetzte und ja auch zum
Teil scharf geschossen wurde. Wie später
herauskam hat Milosevic verschiedene Be-
fehle erteilt, um den Aufstand niederzu-
schlagen, die aber von der Armee- und Poli-
zeileitung nicht mehr umgesetzt wurden.
Um sechs Uhr hat er Sonderkommandos
der Polizei zum staatlichen Fernsehsender
RTS geschickt mit der Begründung, dort
seien zwanzig bis dreißig Menschen gestor-
ben, was eine Lüge war. Dies wusste der
Generalstab und hat den Befehl nicht ausge-
führt.

Wie schätzt Du die Stimmung in der
serbischen Bevölkerung nach dem Sturz
des alten Regimes ein?

Das Volk hofft nun auf eine Verbesserung
seiner Situation und bringt dafür auch noch
Geduld auf. Die großen Probleme, die exi-
stieren, werden zurzeit deshalb noch ausge-
halten, wie zum Beispiel die ständigen
Stromausfälle und die Erhöhung der Bus-
preise. Die Leute warten die für den 23.De-
zember angesetzten Wahlen ab und gehen
davon aus, dass die DOS gewinnen wird.
Gleichzeitig erwarten sie Hilfe aus dem
Ausland und haben wenig Vertrauen in ihr
eigenes Potenzial.

Was denkst Du denn über das Pro-
gramm der DOS für Serbiens Zukunft?

Das wirtschaftliche Programm der DOS
kann man in der Praxis schon in Ländern
wie Kroatien, Bosnien, der Republik Serbi-
en, in Bosnien-Herzegowina oder Ungarn
beobachten. Dort leben die Menschen kein
glückliches Leben. Dort wird vor allem eine
kleine Minderheit reich, während die
Mehrheit entweder arbeitslos ist oder für
wenig Geld hart arbeiten muss. Die soge-

nannte Hilfe aus dem Westen be-
deutet die Macht des internationa-
len Kapitals in Serbien. Dagegen
muss gekämpft werden.

Wie sollte dagegen gekämpft
werden und wie könnte eine Al-
ternative aussehen?

Man muss den Arbeiterinnen und
Arbeitern praktische Beispiele da-
für geben, was durch Privatisierun-
gen passieren wird, dass Arbeits-
plätze abgebaut und nicht geschaf-
fen werden. Ein Ausweg kann mei-
ner Meinung nach nur dadurch
ereicht werden, indem die Verbin-
dung mit der Arbeiterlasse in ande-
ren Ländern aufgenommen wird.
Ich bin sicher, dass ArbeiterInnen
in anderen Ländern der serbischen
Arbeiterklasse gerne helfen würden.
Sie sind froh, dass Milosevic ge-
stürzt wurde.

Du hast in den letzten Wochen
das Komitee für eine Arbeiterin-
ternationale (CWI) kennen ge-
lernt. Was hältst Du von unserer
internationalen Organisation?

Das ist die erste Organisation, die
Ideen für eine wirkliche Alternative
anbietet. Diese Ideen müssen wir
unter den Massen verbreiten. Ich
bin sicher, dass viele Jugendliche
großes Interesse an den Vorschlä-
gen des CWI haben. Dabei müssen
wir auch deutlich machen, dass wir
keine Stalinisten oder Titoisten
sind und uns klar von diesen ab-
grenzen. Wenn wir darstellen, dass
wir neue sozialistische Ideen ver-
treten, werden wir hier viele Leute
erreichen können.      "

Plakat von Otpor, die sich von einer StudentIn-
nenorganisation zu einer Volksbewegung
wandelte. An die Adresse der neuen Regierung
gerichtet heißt darunter: „Es gibt in Serbien
5.675 registrierte Bagger und eine Million
potenzielle BaggerfahrerInnen!“
In der Revolution gegen das Milosevic-Regime
kamen bei der Erstürmung des Parlaments und
der TV-Station mehrere Bagger zum Einsatz

Generalstreik in
der Türkei

Am 1. Dezember ließen in der
Türkei 1 Million Beschäftigte
die Arbeit ruhen. Die Gewerk-
schaften protestierten dagegen,
dass die Löhne und Gehälter
des öffentlichen Dienstes 2001
um lediglich 10 Prozent ange-
hoben werden sollten. Die In-
flation beträgt derzeit 50 Pro-
zent.

Am Generalstreik beteiligten
sich vor allem ArbeiterInnen
des öffentlichen Dienstes, der
Finanzämter, der Telekombe-
hörde und der Elektrizitätsun-
ternehmen. LehrerInnen unter-
richteten nicht, die staatlichen
Krankenhäuser nahmen nur
Notfälle auf. In allen großen
Städten fanden Kundegebun-
gen statt.

Das Innenministerium hatte
den Streikenden des öffentli-
chen Dienstes im Vorfeld mit
Haftstrafen von 4 Monaten
bis zu 1 Jahr gedroht.

In Argentinien
steigt das soziale
Fieber

Am 23. November kam es in
Argentinien bereits zum dritten
Generalstreik im Jahr 2000.
Der Streik richtete sich gegen
die Politik des Internationalen
Währungsfonds (IWF). Seit
zehn Jahren sinken die – ohne-
hin niedrigen – Reallöhne. Da
das Land hoch verschuldet ist,
diktiert der IWF die „Sparpro-
gramme“. Der IWF ist „bereit“,
für die 2001 nötigen Tilgungs-
zahlungen in der astronomi-
schen Höhe von 20 Milliarden
US-Dollar aufzukommen. Aber
nur, wenn das Rentensystem
privatisiert und die Mindest-
rente gekürzt wird.

Streik in der
Autoindustrie
Brasiliens

Streikende der Autoindustrie
Brasiliens erkämpften Lohner-
höhungen von zehn Prozent
für den ganzen Metallbereich.
Die Beschäftigten der Auto-
hochburg Sao Paulo hatten
10,5 Prozent gefordert, die
Unternehmer aber nur 6,5 Pro-
zent angeboten.

Mit 60.000 Streikenden war
dies die größte Arbeitsnieder-
legung in der brasilianischen
Autobranche seit 1992.

Aufstand in der
Elfenbeinküste

Wenige Wochen nach dem
Aufstand in Serbien Anfang
Oktober spielten sich in der
Elfenbeinküste ähnliche Sze-
nen ab. Ausgelöst wurden die
Massenproteste dadurch, dass
sich der Militärchef General
Guei eigenmächtig zum Sieger
der jüngsten Wahlen erklärte
(an denen sich nur ein Drittel
der Wahlberechtigten beteiligt
hatte). Der Aufstand jagte Ge-
neral Guei aus dem Land. Sein
Nachfolger Laurent Gbagbo,
ein Sozialdemokrat, war aller-
dings selbst ein Mitglied von
Gueis Regierung und steht für
die gleiche arbeiterfeindliche
und repressive Politik.

Den Imperialisten treiben die
Ereignisse und die zunehmen-
den ethnischen und religiösen
Spannungen Schweißperlen
auf die Stirn; schließlich pro-
duziert Westafrika fünfzig
Prozent des Kakaos weltweit.

Serbien-Fonds
Um weitere Besuche in Serbien durchführen zu können, um CWI-
Material auf serbokroatisch herausbringen zu können und um dahin zu
kommen, eine CWI-Gruppe in Serbien zu etablieren, haben wir einen
Serbien-Fonds zur Finanzierung dieser Arbeit eingerichtet: Postbank
Essen (BLZ 360 100 43), Konto 25 00 59-430, Kennwort „Serbien“.

Krugmans Theorien scheitern in der
Praxis: Das Beispiel Japan

Japans Wirtschaft ist seit Anfang der 90er Jahre von einer
Dauerkrise gebeutelt. Auch wenn in den letzten zehn
Jahren keine konsequent keynesianistische Wirtschaftspoli-
tik betrieben wurde, so wurden doch zum großen Teil
Anleihen bei ökonomischen Maßnahmen genommen, die
Krugman vertritt.

So wurde der Leitzins auf fast Null (0,25 Prozent)
gesenkt. Das bedeutet, Kredite kosten beinahe nichts.
Trotzdem springt der Wirtschaftsmotor nicht an.

Der Staat hat massiv in die Wirtschaft eingegriffen. In
den letzten fünf Jahren machte die Regierung 2.000
Milliarden Mark locker. Das aber führte nur dazu, dass
Japan heute dem Staatsbankrott nahe ist. Die öffentli-
chen Schulden erreichen gemessen am Bruttoinlands-
produkt die Höhe von 135 Prozent.
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Im Zuge der totalen Übernahme
von BRD-Gesetzen nach dem Fall
der Mauer wurden die damals in
der BRD geltenden Mutterschutz-
bestimmungen einfach übernom-
men.

Die früheren Regelungen in der
DDR waren verbesserungswürdig.
Aber was den Müttern heute zuge-
mutet wird, ist eine gnadenlose
Frechheit. So auch in meinem Fall.
Gerade acht Wochen nach einer
schweren Entbindung endete der
Mutterschutz. Ansonsten wird die
„junge Familie“ sofort zum Sozial-
fall. Das Mutterschutzgesetz gibt
Müttern, die noch stillen die Mög-
lichkeit, eine Stunde der Arbeits-
zeit zum Füttern des Kindes zu
verwenden. Weitere Strecken nach
Hause, keine Still- und Wickelräu-
me auf der Arbeit lassen das aber
nur in so geringem Maße zu, dass
es kaum möglich ist, alle Mahlzei-
ten zu gewährleisten. Dazukommt,
dass diese „Abwesenheit“ von
KollegInnen und Chefs nur selten
voll toleriert werden. Da wirkt es
sich schlecht auf die Arbeiterin
aus, dass sie natürlich nicht so viel
schafft in der geringeren Zeit. Viele
sehen die Stillzeit auch als unbe-
rechtigte „Pause“ an. So war ich
gezwungen, oft vom Abpumpen
auf der Toilette oder vom Stillen
zum Arbeitsplatz verspätet zu ei-
ner Besprechung zu hetzen, um als
„Neue“ nicht noch mehr negativ
aufzufallen. Natürlich spielt der
Körper da nicht so recht mit, denn
Stress verhindert die Milchbildung.
So muss sich mein Kind nun doch
so früh wie möglich an zusätzliche
Kunstmilch und Beikost gewöh-
nen. Meiner Meinung nach, müs-
sten Mütter, die noch stillen, wei-
ter voll bezahlt zu Hause bleiben
dürfen. Die Mutterschutzzeit nach

Der Kampf ist
international
Die SAV ist Mitglied im
Komitee für eine Arbei-
terinternationale (KAI,
engl. CWI – Committee
for a Workers` Internatio-
nal). Das KAI setzt sich
für die internationale
Einheit der Arbeiter ein
und organisiert grenz-
überschreitende Ge-
genwehr und Solidarität.
Ziel ist die weltweite Ab-
schaffung des kapitalisti-
schen Profitsystems und
der Aufbau einer Födera-
tion sozialistischer
Demokratien. Das KAI
hat Mitgliedsorganisatio-
nen in über 30 Ländern
auf allen Kontinenten.
Adresse:
CWI, PO Box 3688,
London E11 1YE, GB
Tel.: 0044 20 8558 5814
Fax : 0044 20 8988 8793
E-Mail:
cwi@worldsoc.co.uk
www.worldsocialist-cwi.org

Banken und Konzerne nicht in Frage stellt, sondern
ihre Politik nach den Interessen der Reichen und Su-
perreichen ausrichtet. Die Krise der Marktwirtschaft
wird auch unter der Schröder/Fischer-Regierung auf
die Masse der Bevölkerung abgewälzt. Sozialabbau
und Privatisierungen auf der einen Seite und Steuerge-
schenke an die Unternehmer auf der anderen Seite
sind auch nach dem Regierungswechsel an der Tages-
ordnung geblieben. Einen Politikwechsel hat es nicht
gegeben. Neu ist nur, dass Deutschland wieder Kriege
führt. Die PDS wird ihrem Anspruch sozialistische
Opposition zu sein nicht gerecht. Sie nutzt ihre Un-
terstützung unter ArbeiterInnen, Arbeitslosen und Ju-
gendlichen nicht, um außerparlamentarischen Wider-
stand zu organisieren. Stattdessen hat sie auf Kom-
munal- und auf Länderebene begonnen, Privatisierun-
gen und Kürzungen mitzutragen. Die PDS akzeptiert
die Marktwirtschaft und damit auch die Folgen der
Krise der Marktwirtschaft für die Masse der Bevöl-
kerung.

Um den Kapitalismus abzuschaffen und durch eine
sozialistische Demokratie zu ersetzen, bedarf es einer
revolutionären, sozialistischen Massenpartei. Die
SAV baut eine solche Partei auf.

Heute hat die Arbeiterklasse keine Massenpartei,
die ihre politische Vertretung darstellt. Eine neue
Massenpartei von ArbeiterInnen und Jugendlichen
wäre ein großer Fortschritt, selbst wenn diese kein
konsequentes sozialistisches Programm vertreten
würde. Sie würde Massen von ArbeiterInnen und
Jugendlichen die Möglichkeit geben, sich von den
bürgerlichen Parteien unabhängig zu organisieren und
für ihre Interessen einzutreten. Die SAV tritt in jeder
Situation für die Einheit der Arbeiterklasse in der
Aktion ein und wird Ansätze zu neuen, breiten Ar-
beiterparteien unterstützen.

Die SAV verbindet den Kampf um Verbesserungen
mit dem Kampf für eine sozialistische Gesellschaft.

Sozialismus
Bei planmäßigem und sinnvollem Einsatz von Wis-

senschaft und Technik wäre es möglich, allen Men-
schen ein menschenwürdiges Leben zu garantieren.
Das Übel muß an der Wurzel gepackt werden, der
Kapitalismus gehört abgeschafft. Es gibt eine Alterna-
tive zu dem heutigen System. Die Alternative ist
Sozialismus, eine Gesellschaft ohne Armut, Ausbeu-
tung und Unterdrückung. Sozialismus braucht Demo-
kratie wie der Körper Sauerstoff. Wir wollen weder
die Diktatur einer Bürokratie, wie früher im Osten,
noch die Diktatur der Konzerne und Banken.

Die großen Konzerne, Banken und Versicherungen
müssen enteignet, in Gemeineigentum überführt und
unter demokratische Kontrolle gestellt werden. Wir
brauchen eine geplante Wirtschaft, in der die Bedürf-
nisse der Mehrheit der Menschen entscheiden und
nicht die Profite einiger Weniger.

Fast jede/r macht sich Sorgen um die Zukunft.
Kein Zufall, denn mit der Marktwirtschaft geht
es abwärts. Die Krise der Weltwirtschaft weitet
sich aus. Die sozialen Folgen sind noch nicht ab-
zusehen. Arbeitslosigkeit und Sozialabbau ha-
ben sich schon im Aufschwung verschlimmert.
Weltweit finden Hunger, Elend und Kriege täg-
lich neue Opfer. Die Zerstörung der Umwelt
schreitet fort. All das hat System und das Sys-
tem heißt Kapitalismus.

Großkonzerne und Banken treffen ihre Entschei-
dungen nach Profitinteressen. Eine Minderheit besitzt
die Fabriken, Banken, Immobilien und verfügt über
den gesamten Reichtum. Weltweit besitzen 358 Milli-
ardäre fast soviel wie 50 Prozent der Weltbevölkerung
an Einkommen haben. Die Marktwirtschaft bietet
keine Zukunft.

Widerstand
Wir organisieren Gegenwehr gegen Arbeitsplatz-

und Sozialabbau, Umweltzerstörung, gegen die Dis-
kriminierung von Frauen, gegen Rassismus und Neo-
nazis. Wir sind aktiv in Gewerkschaften, Betrieben,
Schulen, Hochschulen und Stadtteilen. Die SAV tritt
für kämpferische und demokratische Gewerkschaften
ein. Wir beteiligen uns am Aufbau von innergewerk-
schaftlichen Oppositionsgruppen und anderen Zu-
sammenschlüssen von kritischen und kämpferischen
KollegInnen.

SAV
Die Sozialistische Alternative – SAV wurde 1994

um die sozialistische Zeitung VORAN gegründet.
Gründungsmitglieder waren aktive AntifaschistInnen,
kritische GewerkschafterInnen, JungsozialistInnen,
linke SPD- und PDS-Mitglieder. Die SAV ist demo-
kratisch aufgebaut. Wir setzen uns in der Arbeiterbe-
wegung dafür ein, dass gewählte Vertreter nicht mehr
verdienen, als einen durchschnittlichen Arbeitnehmer-
lohn. Dieses Prinzip setzen wir bei uns selber um.

Solidarität
Um an der Macht zu bleiben, müssen die Herr-

schenden versuchen, die Massen der arbeitenden Be-
völkerung gegeneinander auszuspielen. Gemeinsamer
Widerstand ist notwendig: Arbeitende, Arbeitslose,
AusländerInnen und Deutsche, Frauen und Männer,
jung und alt. Der Kapitalismus ist international, der
Kampf dagegen auch. Die SAV hat sich mit sozialis-
tischen Organisationen und Parteien aus über 30 Län-
dern im Komitee für eine Arbeiterinternationale zu-
sammengeschlossen um den Kampf über Ländergren-
zen hinweg organisieren zu können.

Neue sozialistische Arbeiterpartei
Die SPD/Grünen-Bundesregierung hat unter Beweis

gestellt, dass sie die Macht und die Herrschaft der

Was will die ?

Aachen
OG Ost: Dienstags, 19 Uhr
im SAV-Büro, Eifelstr. 13
OG Nord: Mittwochs, 19 Uhr
im SAV-Büro, Eifelstr. 13
OG West: erfragen im SAV-Büro
OG Mitte/Süd: Mittwochs, 19 Uhr
Ché-Haus, Pontstr. 41
✆  0241 - 50 86 85
savaachen@aol.com

Berlin
OG Treptow-Köpenick:
✆  030 - 44 08 429
OG Prenzlauer Berg: Donnerstags,
19 Uhr, Kiez-Club, Jablonskistr.
26, (S-Bahn Prenzlauer Allee)
✆  030 - 44 08 429
berlin@sav-online.de

Bremen
Dienstags, 19 Uhr, Jugendfreizeit-
zentrum Friesenstr. 110
✆  0421 - 5 57 68 97
savbremen@nord-com.net

Bremerhaven
Infos unter ✆  030 - 24 72 38 02
bei der SAV-Bundeszentrale

Dresden
Infos unter ✆  030 - 24 72 38 02
bei der SAV-Bundeszentrale

Freiburg
Sonntags, 18 Uhr,
SAV-Büro, Krozinger Str. 58.
✆  0761 - 4 16 32
freiburg@sav-online.de

Hamburg
Donnerstags, 19 Uhr, GWA St.
Pauli, Hamburgerstr.2/H.-Köllisch-
Platz (S-Bahn Reeperbahn)
hamburg@sav-online.de

Kiel
Infos unter ✆  030 - 24 72 38 02
bei der SAV-Bundeszentrale

Kassel
Montags, 19 Uhr,
Kulturzentrum Schlachthof,
Mombachstr. 12,
✆  0561 - 92 23 522

Köln
OG Innenstadt: Dienstags, 19 Uhr
Allerweltshaus, Körnerstr. 77-79
OG Kalk: Donnerstags, 19.30 Uhr
„Humboldt-Eck“, Kantstr./Ecke
Wiersbergstr. (U-Bahn Kalk Kapelle)
✆  0221 - 83 06 381
koeln@sav-online.de

Rostock
Donnerstags, 19 Uhr, SAV-Büro,
Augustenstr. 92 (Eingang über Grü-
ner Weg) ✆ 0381- 499 65 90
savrostock@aol.com

Siegen
Mittwochs, 19 Uhr, Zentrum für
Friedenskultur, Alte Poststr. 14-16
(Oberstadt)
siegen@sav-online.de

Stuttgart
Mittwochs, 19.30 Uhr,
OG Süd/Ost: Jugendhaus Mitte
Hohe Str. 9,
OG Nord/West: Naturfreundeladen
Senefelderstr. (Haltestelle Feuersee)
✆  0711 - 24 24 42
stuttgart@sav-online.de

Sonstige
Kontakt zu folgenden Städten
Cottbus, Darmstadt, Duisburg,
Essen und Frankfurt/Main
über die SAV-Bundeszentrale,
✆  030 - 24 72 38 02

Sozialistische Alternative – Ortsgruppen

Wofür wir kämpfen:
Arbeit für Alle
★★★★★  Öffentliche Investitionen und Neueinstellungen

in den Bereichen Umweltschutz, Bus und Bahn,
Wohnen, Kindergärten, Bildung und Ausbildung,
Gesundheitswesen, Altenpflege – Finanzierung
mit den Milliardengewinnen der Banken und
Konzerne und den Geldern, die sich in den
Taschen der Superreichen befinden

★★★★★  Verteilung der Arbeit auf Alle
    30-Stunden-Woche bei vollem Lohn- und

Personalausgleich
★★★★★  Mindestsicherung (Mindestlohn, Mindestrente)

von 2000 Mark netto
★★★★★  Gleicher Lohn in Ost und West

★★★★★  Rücknahme aller Sozialabbau- und Kürzungsmaß-
nahmen der Kohl-Regierung und der SPD/Grünen
Koalition

★★★★★  Nein zu Privatisierungen
★★★★★  Für ein öffentliches, kostenloses Gesundheitswesen

Jugend
★★★★★  Einstellung aller arbeitslosen LehrerInnen und

Senkung der Klassenstärke auf maximal 15
SchülerInnen sowie Einführung der integrierten
Gesamtschule als Regelschule

★★★★★  Nein zu Studiengebühren
     Einführung eines elternunabhängigen und

darlehensfreien BaföG von 1500 Mark netto
★★★★★  Qualifizierte Ausbildung für jede/n und unbefris-

tete Übernahme im erlernten Beruf
     Einführung einer Ausbildungsplatzabgabe aller

Unternehmen
     Schaffung von öffentlichen, überbetrieblichen

Ausbildungszentren
★★★★★  Für staatlich finanzierte, selbstverwaltete

Jugendzentren in jedem Stadtteil

Frauen
★★★★★  Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
★★★★★  Weg mit dem Paragraph 218
★★★★★  Kostenlose Kinderbetreuung ab dem 1. bis zum

13. Lebenjahr

Keinen Fußbreit den Nazis
★★★★★  Mobilisierung zur Verhinderung aller Nazi-

Aktivitäten

Gegen staatlichen Rassismus
★★★★★  Weg mit den Ausländergesetzen
★★★★★  Wahlrecht und gleiche Rechte für alle in

Deutschland lebenden Menschen
★★★★★  Keine Abschiebungen

Umweltschutz
★★★★★  Sofortige Stillegung aller Atomkraftwerke und

Stopp von umweltzerstörender Produktion,
Ersatzarbeitsplätze für die Beschäftigten

★★★★★  Ausbau des öffentlichen Verkehrs

Bezahlbare Wohnungen
★★★★★  Öffentliches Wohnungsbauprogramm von einer

Million Wohnungen pro Jahr
★★★★★  Verbot von Maklertätigkeit, kostenlose kommu-

nale Wohnungsvermittlung

Abrüstung jetzt
★★★★★  Gegen Auslandseinsätze der Bundeswehr
★★★★★  Stopp von Rüstungsexporten, Umstellung der

Rüstungsindustrie auf zivile Produktion

Für kämpferische und demokratische
Gewerkschaften
★★★★★  Nein zu Lohnverzicht, nein zu Bündnissen und Runden

Tischen mit Unternehmern und Regierung
★★★★★  Funktionäre dürfen nicht mehr verdienen als

einen durchschnittlichen Facharbeiterlohn

Nein zum Europa des Kapitals
★★★★★  Gemeinsamer internationaler Kampf gegen

Sozialabbau
★★★★★  Nein zum „Euro“, nein zur Europäischen Wäh-

rungsunion

Für eine sozialistische Demokratie
★★★★★  Überführung der Banken, Konzerne, Versicherun-

gen in Gemeineigentum
★★★★★  Demokratische Kontrolle und Verwaltung durch

die arbeitende Bevölkerung
★★★★★  Keine überbezahlten und korrupten Manager und

Bürokraten in Wirtschaft und Verwaltung
Demokratische Wahl aller Personen in Leitungs-
funktionen

★★★★★  Statt Produktion für den Profit – Produktion für
die Bedürfnisse der Menschen

Mutterschutz? = Arbeitgeberschutz!
der Entbindung sollte sich an den
Bedürfnissen der Frauen orientie-
ren und nicht nach den Interessen
des Marktes.

Von der Leichtigkeit des famili-
en- und kinderfreundlichen Sozial-
staates zur Realität: Erstmal
schwanger geht es schon los. Über-
all gibt es Beratungen und Hoch-
glanzbroschüren, in denen von un-
serem tollen Sozialsystem ge-
schwärmt wird. Keine Frau muss
aus sozialen Gründen abtreiben,
überall gibt es doch ständig Geld
und Kindergartenplätze! Ist das
Kind dann da, darf frau/man auch
sofort aus dem Wochenbett sprin-
gen, um frisch und fröhlich mit
dem Neugeborenen alle Ämter ab-
zuklappern, damit wenigstens das
Geld, was einem zusteht auch
halbwegs pünktlich kommt. Ist die
Tour zur Kita-Anmeldung, Kin-
dergeldkasse und zur Erziehungs-
geldstelle erledigt, heißt es: Auf
zum Sozialamt! Nach weiteren 7
oder 8 Terminen hat frau/man end-
lich alle Papiere zusammen. Dann
heißt es: Ach, Sie gehen inzwi-
schen schon wieder arbeiten? Na
dann verdienen Sie ja mit Ihrem
Einstiegsgehalt genug! Dachte ich
auch, für eine Person. Aber dass es
für drei Personen und die Miete
reicht, erschien mir abwegig. Doch
bei einem Anfängergehalt von
knapp 2.000 Mark kann ich locker
mein Kind und meinen arbeitslosen
Freund (wegen der Gleichstellung
der Lebensgemeinschaften) ernäh-
ren, dazu auch die volle Miete (ca.
800 Mark), Kindergartenplatz (ca.
100 Mark) und Fahrkarten (ca. 150
Mark) zahlen und noch ein paar
hundert Mark im Monat sparen.
Deshalb stehen uns auch kaum
Einmalzahlungen für Waschma-
schine oder ähnliches zu. Soviel
zum Thema Kinderfreundlichkeit!

Für folgende Forderungen soll-
ten wir kämpfen:

#####Gesetzliche Mindestabsiche-
rung von 2.000 Mark – damit
Frauen unabhängig von fi-
nanziellen Gründen ent-
scheiden können, wann sie
wieder arbeiten möchten!

#####Ausreichend und kostenlose
Kindergärtenplätze!

Alexandra Arnsburg,
Berlin

http://www.sav-online.de
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Die 4. Strophe der
Internationale

Im Januar werden in Berlin
wieder 10.000e auf die Straße
gehen, um Luxemburg und
Liebknecht zu ehren. Auch
das Lied der Internationale
wird dort gesungen werden.
Und das ist gut so. Aber die
meisten kennen nur die ersten
drei Strophen von dem Lied.
Die vierte Strophe war in der
DDR unter Honecker verbo-
ten - mit dem Argument, dass
es mit den „Volkseigenen Be-
trieben“ kein „Gut“ mehr ge-
ben würde, „um das man dich
betrog“. Honecker behaupte-
te, dass es im „Arbeiter- und
Bauernstaat“ für die Arbeiter
keinen Grund mehr gäbe, zu
kämpfen. Das habe ich anders
gesehen. Ich war schon beim
Arbeiteraufstand 1953 dabei,
und habe vor 1989 auch mit
meiner Schalmeikapelle jede
Gelegenheit genutzt, die vier-
te Strophe der Internationale
zu spielen.

Gewölbe stark und fest
bewähret
Die bergen, was man dir
entzog
Das ist das Gut, das dir
gehöret
Und um das man dich
betrog!
Ausgesogen bist du ge-
worden
Ausgesogen bis aufs
Mark
Von Süden her, von
West und Norden
Das Recht ist schwach,
Die Willkür stark!

Völker, hört die Signale
Auf zum letzten Gefecht
Die Internationale
Erkämpft das Men-
schenrecht!

Horst Steinert, Berlin

Redaktionsschluss dieser
Ausgabe: 24. November.
Die nächste VORAN
erscheint am 1. Februar 2001

Leserbrief ✍✍✍✍✍

Alexandra &
klein Vito

Horst Steinert (SAV- und
VVN-Mitglied) ist auch mit
83 Jahren gegen Nazis und
Sozialabbbau aktiv

Alexandra &
klein Vito
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Spenden für eine sozialistische Zukunft
Die SAV kämpft nicht nur in Deutschland für

den Aufbau einer sozialistischen Alternative.
Ob Klimakatastrophen oder Aids-Epidemie -
der Kapitalismus verbreitet seine Schrecken
weltweit. Er kann nur weltweit beseitigt wer-
den. Deshalb tritt die SAV, gemeinsam mit ih-
ren Schwesterparteien aus dem Komitee für
eine Arbeiterinternationale (CWI), für interna-
tionalen Sozialismus ein.

Wir wollen den Aufbau einer sozialistischen
Alternative in anderen Ländern auch praktisch
unterstützen. Deshalb wird ein großer Teil des
diesjährigen Spendenappells zur Unterstüt-
zung unserer Internationale, sowie des Auf-
baus von Gruppen in Ländern, in denen wir
bisher nicht vertreten sind, verwendet.

Neue CWI-Gruppe in Mexiko
Seit Anfang Oktober haben GenossInnen aus

den USA den Aufbau einer Gruppe des CWI in
Mexiko in Angriff genommen. In der kurzen
Zeit seither sind 13 Mitglieder für das CWI in
Mexiko gewonnen worden. Weitere 25 stehen
in Diskussion mit uns. Das ist ein hervorragen-
der Ausgangspunkt für den Aufbau einer star-
ken sozialistischen Partei in Mexiko. Jetzt
kommt es darauf an, die Gruppe politisch und
organisatorisch zu festigen. Die SAV will diese
Arbeit unterstützen. Bisher ist eine Beilage un-
serer US-Zeitung Justice in spanischer Sprache
erschienen. Weitere Materialien müssen finan-
ziert werden. Ein Teil des Spendenappells soll
hierfür verwandt werden.

Ein weiterer Teil soll an den “Leo Trotzki
Gedächtnisfonds” des CWI gespendet werden.
Hiermit werden die Verbesserung der techni-

schen Ausstattung der CWI-Zentrale und poli-
tische Besuche von Hauptamtlichen in Asien,
Lateinamerika und Afrika finanziert. Ein Treffen
des internationalen Vorstands, das im Novem-
ber mit VertreterInnen fast aller Sektionen
stattgefunden hat, musste ebenfalls aus dem
Fonds bezuschusst werden.

Die SAV finanziert sich, im Gegensatz zu den
etablierten Parteien, nicht aus Unternehmer-
spenden oder Staatsknete, sondern einzig und
allein aus den Beiträge unserer Mitglieder und
den Spenden von ArbeiterInnen und Jugendli-
chen. Jeder Pfennig des an die SAV gespende-
ten Geldes wird von uns für die Verbreitung
sozialistischer Ideen und die Organisierung des
Widerstands gegen die Konzerne verwendet.

Verbesserung der technischen
Ausstattung

In den letzten Wochen haben wir eine Reihe
von Investitionen getätigt, die wir zur Zeit
nicht über unseren laufenden Haushalt finan-
zieren können. So haben wir unsere Internet-
Präsenz deutlich verbessert (http://www.sav-
online.de) und einen neuen Laserdrucker an-
geschafft. Weitere Investitionen zur Verbesse-
rung der technischen Ausstattung der
Bundeszentrale sind notwendig. Ein Teil des
Spendenappells soll hierfür verwendet wer-
den.

Eine Reihe größerer Spendenversprechen
haben uns bereits erreicht, so dass wir ent-
schieden haben, das Ziel des diesjährigen Ap-
pells auf 22.000 Mark herauf zu setzen. Wenn
wir dieses Ziel erreichen, sind wir zum ersten

Mal seit Jahren vollständig schuldenfrei.

Erste Spenden
Leonie Redler, Studentin aus Berlin, hat be-

reits 150 Mark gespendet. Georg Lohmeyer,
Angestellter aus Aachen, hat 1.000 Mark ver-
sprochen. Till Börner, Schüler aus Siegen 100
Mark. Antje Zander, Studentin aus Berlin,
spendete 2.000 Mark, Geld, das sie vom Ver-
mieter (!) bekommen hat, der sie wegen Mo-
dernisierung aus der Wohnung haben wollte.
Insgesamt hat die Bundeszentrale bisher 4.140
Mark erreicht. Alle, die noch nicht gespendet
haben, sollten noch heute eine Überweisung
machen oder ihre Spende zur Bundeskonferenz
mitbringen. Möglichst große, aber auch viele
kleine Spenden werden dringend gebraucht,
um den Kampf für eine sozia-
listische Zukunft zu führen.

14. Januar 2001
Auf zur
Luxemburg-
Liebknecht-
Demo

Am 14. Januar 2001
findet in Berlin erneut die
traditionelle Demonstra-
tion zu Ehren der Soziali-
sten Rosa Luxemburg
und Karl Liebknecht
statt. Nachdem die Demo
im Jahr 2000 am ur-
sprünglich geplanten Ter-
min, dem zweiten Sonn-
tag im Januar, unter fa-
denscheiniger Begrün-
dung verboten worden
war (leider von der PDS-
Führung mitgetragen), ist
die bundesweite Mobili-
sierung und Beteiligung
dieses Mal besonders
wichtig.

Die SAV wird sich, wie
in den letzten Jahren, mit
einem eigenen Block von
SAV-Mitgliedern aus ver-
schiedenen Bundesländern
an der Demonstration be-
teiligen und im Anschluss
daran eine öffentliche Ver-
anstaltung durchführen.

Demo-Treffpunkt:
930 Uhr, Platz der
Vereinten Nationen
U-Bahn 5, Haltestelle
Strausberger Platz

Demo von 30.000 in Bremerhaven gegen Rassismus
Am 9. November demon-

strierten in Bremerhaven dreis-
sigtausend in Form einer Men-
schenkette gegen Rassismus.
Diese Zahl macht genau ein
Viertel der Bevölkerung dieser
Arbeiterstadt aus. Um eine
Kette von einem Ende der
Stadt zum anderen zu bilden,
wären zwölftausend Teilneh-
mer nötig. Die Menschen stan-
den teilweise in drei oder vier
Reihen.

Doch als die Uhr zwölf schlug
und die Kette auseinander
ging, blieb bei den meisten
Leuten ein Gefühl der Leere.
War das denn alles? Keine
Rede? Alles anonym?

Von  Brent  Kennedy,
Bremerhaven

Im Gegensatz zu Berlin und
Düsseldorf kam diese Aktion
nicht von oben, sondern von un-
ten, dennoch wurde sie vom Esta-
blishment missbraucht. Die Idee,
eine Demo gegen einen geplanten
NPD-Aufmarsch am 9. Septem-
ber und eine Kette am Vorabend
zu organisieren, kam vom linken
„Bündnis Menschen gegen soziale
Kälte“ und „Gemeinsam gegen
Nazis“ auf, wurde vom DGB auf-
gegriffen, verschoben und am
Ende von Magistrat, IHK und an-

deren vereinnahmt. Ohne unsere
Demo am 9. September hätten die
hohen Herren sich gar nicht be-
wegt.

Als der DGB-Vorsitzende dann
ein Bündnis „Für Demokratie und
Toleranz“ präsentierte, fehlte jeg-
liche Demokratie (der Vorstand
wurde nicht nur nicht gewählt,
man durfte nicht einmal erfahren,
wer drin war!). In vielen Schulen
gab es keine Aufklärung, keine
Diskussion.

Noch schlimmer war der fehlen-
de politische Inhalt. Im Stadtpar-
lament wurde ein Aufruf verfasst,
der so wischi-waschi war, dass
selbst die DVU-Fraktion zu-
stimmte!

Wer fördert die DVU?
Der Magistrat!

Die SAV will versuchen, eine
Mobilisierung gegen Faschismus
so breit wie möglich zu schaffen,
das darf aber nicht zur politi-
schen Kapitulation der Arbeiter-
bewegung führen.

In dieser „toleranten Stadt“ wird
gleichzeitig abgeschoben. Noch
krasser: SPD, CDU und Grüne ha-
ben sogar das Ortsgesetz geändert,
um die Mindestzahl der Stadtver-
ordneten für die Anerkennung als
Fraktion von vier auf drei zu redu-

Solidaritätskampagne
Erster Erfolg für Manni!

Im Kampf gegen die Kündi-
gung des Personalratsvorsit-
zenden des Aachener Studen-
tenwerks, Manfred Engelhardt,
ist der erste Sieg errungen
worden: in der Gerichtsver-
handlung am 1. Dezember
wurden beide Kündigungen
zurückgewiesen.

Dieser Erfolg war nur möglich
durch die ungebrochene Solidari-
tät der KollegInnen: Trotz Ur-
laubssperre im Studentenwerk
und der Zermürbungstaktik des
Gerichts - der ursprüngliche Pro-
zesstermin vom 23. November
war wegen der angeblichen

Krankheit eines Richters kurzfri-
stig verschoben worden - ließen
sie Manni nicht allein vor den
Richter treten: Ungefähr fünfzig
TeilnehmerInnen erschienen zur
Verhandlung und Solidaritäts-
kundgebung vor dem Verwal-
tungsgericht.

Seit Bekanntgabe der Kündi-
gung im September organisierte
das Solikomitee „Stoppt die Ar-
beitgeberwillkür gegen Manni En-
gelhardt“, das sich aus KollegIn-
nen vom Studentenwerk, anderen
GewerkschafterInnen und SAV-
Mitgliedern zusammensetzt,
mehrere Protestaktionen gegen

die Kündigung und die zahlrei-
chen Abmahnungen, von denen
auch andere Mitglieder des Perso-
nalrates betroffen sind. Unter an-
derem demonstrierten am 2. No-
vember über 100 Menschen gegen
Arbeiterwillkür, Stellenabbau und
Privatisierung vor der Hauptmen-
sa in Aachen.

Doch mit diesem Etappensieg
ist die Solidaritätskampagne noch
nicht vorbei: im Laufe der letzten
Monate haben die Arbeitgeber
immer wieder deutlich gemacht,
dass sie Manni mit allen Mitteln
loswerden wollen. Wahrschein-
lich werden sie in den nächsten

zieren (um den Grünen eine „effek-
tive Oppositionsarbeit zu ermögli-
chen“), und dabei eine unnötige
Aufwertung der DVU als Fraktion
in Kauf genommen. Der DVU wer-
den fast fünfzigtausend Mark im
Jahr geschenkt, sie sitzt in den Aus-
schüssen und präsentiert sich auf
den offiziellen Web-Seiten des Ma-
gistrats!

SAV in Aktion
Als Teil unserer Mobilisierung

zur Kette zog ein Team von der
SAV durch den Stadtteil Lehe mit
Flugblättern, Plakaten und Mega-
phon und hielt eine kleine Veran-
staltung in fast jeder Straße ab.
Die Resonanz wurde bei unseren
Infoständen jedes Wochenende
sichtbar. In den letzten zehn Wo-
chen haben wir Gespräche mit
über zweitausend Leuten auf der
Straße geführt und Diskussionen
in den Schulen und auf einer Werft
angestoßen. Fünfundzwanzig Leu-
te, teils erfahrene Arbeiter, teils
neue, nahmen an unserer Veran-
staltung „Wie weiter?“ teil. Wir
sammeln weiter Unterschriften für
die Rücknahme des Fraktionssta-
tus der DVU und werden damit
den Antifaschismus der Parteien
im Bremerhavener Stadtparlament
öffentlich auf den Prüfstand stel-
len. "

Etappensieg im Kampf gegen die Kündigung –
Manni (Mitte) und das Solikomitee nach Verlassen des Gerichts
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Tagen in Berufung gehen - Manni
ist also noch nicht aus dem
Schneider!

Bis heute haben über 1000 Leu-
te für die Absetzung des Ge-
schäftsführers Werner Stark un-
terschrieben, Solidaritätsadressen
und Protestbriefe von mehr als
100 Organisationen, Gewerk-

schaften und Verbände aus dem
ganzen Bundesgebiet und interna-
tional trafen im Studentenwerk
ein. Aber der Druck auf die Ge-
schäftsführung muss weiterhin
aufrechterhalten werden! Denn
klar ist: die Durchsetzung von
Mannis Kündigung wäre eine
Niederlage für alle kämpferischen

Personal- und Betriebsräte, für al-
le GewerkschafterInnen, für jede
und jeden, der im Betrieb den
Mund aufmacht und sich wehrt.
Arbeitgeber und Rot-grün hätten
dann viel leichteres Spiel, Lohn-
kürzungen, Flexibilisierung und
Privatisierung in NRW und bun-
desweit durchzusetzen.  "

Schickt bitte Protestbriefe an:
Geschäftsführer Werner Stark,
Studentenwerk – Aachen,
Turmstraße 3, 52072 Aachen,
Fax: 0241/ 8884161

Solibriefe an:

Personalrat Studentenwerk- Aachen
Turmstraße 3, 52072 Aachen
Fax: 0241/ 8884321
ManniEngelhardt@aol.com

Und an das
Solikomitee:
Fax: 0241/ 5150972

Der Kampf geht weiter:

Ausgehend
von der SAV-

Bundeskonferenz
(8.-10.12.)

beginnt unsere
bundesweite

Mobilisierung zu
den Sozialismus-

Tagen 2001 in
Berlin. Flugblätter

und Plakate
können in der SAV-

Bundeszentrale
bestellt werden

Vertreter von Ma’avak Sozialisti, Israel/Palästina
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Keinen Fußbreit den

In den letzten Wochen haben sich
Zehntausende an Demonstrationen
gegen Nazi-Aufmärsche beteiligt.
Trotz Einschüchterungen durch die
Polizei haben die Menschen in Dort-
mund, Düsseldorf, Berlin und ande-
ren Städten bewiesen, dass sie den
Nazi-Terror nicht widerstandslos
hinnehmen werden.

Von Jens & Nima, Köln

Am 21.10. demonstrierten in Dort-
mund 20.000 gegen den Nazi-Auf-
marsch und gegen rechte Gewalt. Etwa
4.000 versuchten sich den Nazis direkt
entgegen zu stellen. Die Polizei schütz-
te die Nazis und versuchte ihren Auf-
marsch zu ermöglichen. Hunderte von
AntifaschistInnen wurden stundenlang
eingekesselt. 330 DemonstrantInnen
wurden grundlos eingefahren, darunter
14-Jährige, und ältere Menschen. In den
Polizeibussen kam es vereinzelt zu
Misshandlungen, ImmigrantInnen durf-
ten nicht auf die Toilette, Frauen wur-
den beschimpft, bei einigen wurden die
Handschellen so stramm angezogen,
dass die Handgelenke blutig wurden.
Trotzdem hatten die Faschisten keinen
erfolgreichen Tag: Der Aufmarsch mus-
ste frühzeitig beendet werden. Mehrere
Gruppen von Antifas trafen auf verein-
zelte Faschos und verprügelten sie.

Eine Woche später am 28.10. spielte
sich in Düsseldorf ein ähnliches Szena-
rio ab. Es gab eine Großkundgebung, an
der 25.000 teilnahmen, und eine Verhin-
derungs-Demo, an der sich mehrere tau-
send Menschen beteiligten. Auch hier
gab es mehrere Polizeikessel, auch hier
wurden mehrere Hundert festgenom-

men, die Polizei ging ähnlich brutal vor
wie in Dortmund. Allerdings konnte
hier das größte Polizeiaufgebot in der
Düsseldorfer Nachkriegsgeschichte den
Nazi-Aufmarsch durchsetzen.

In Berlin musste die Polizei am 25.11.
den Versuch aufgeben, den Nazis den
Weg mit Schlagstöcken und Wasserwer-
fern frei zu räumen.

Nazi-Aufmärsche verhindern!
Seit dem Düsseldorfer Bombenan-

schlag stellen sich Politiker aller eta-
blierten Parteien in der Öffentlichkeit
als die größten Antifaschisten dar, dabei
steigt die Heuchelei ins Unerträgliche.

Während Schröders „Aufstand der
Anständigen“ auf Hochtouren läuft,
werden Antifaschisten weiterhin krimi-
nalisiert und misshandelt. Während bür-
gerliche Politiker „mehr Offenheit und
Toleranz“ fordern, wird auf der anderen
Seite durch die Diskussion um die
„deutsche Leitkultur“ und die rassisti-
sche Abschiebepolitik, Rassismus ge-
schürt. Während die Diskussion über
das NPD-Verbot weitergeht, gibt es fast
jede Woche staatlich geschützte Nazi-
Aufmärsche. Während Clement auf der
Kundgebung in Düsseldorf von „Zivil-
courage“ sprach, zogen die Polizisten
ihre Helme und Handschuhe an, um die
Faschisten, die 20 Meter hinter Cle-
ments Bühne vorbeimarschierten, vor
der Zivilcourage der Demonstranten zu
schützen.

Im Kampf gegen Nazis und Rassisten
hilft es nicht auf Staat und Justiz zu
hoffen, nur wir selbst, Jugendliche und
ArbeiterInnen, können die braunen Rat-
ten zurück in ihre Löcher jagen!

Massenmobilisierung
 Wir müssen das Übel an der Wurzel

und am Kragen packen. Dazu brauchen
wir einen „Aufstand“ der arbeitenden
Menschen. Auf die Führung der Ge-
werkschaften muss Druck gemacht wer-
den. Sie müssen massenhaft Widerstand
organisieren, gegen Arbeitslosigkeit und
Sozialabbau – dem  Boden, auf dem die
braune Gefahr gedeiht. Wir erwarten,

fordern, verlangen von der Gewerk-
schaftsführung, die Kolleginnen und
Kollegen aus Büros und Betrieben zum
Protest gegen Naziaufmärsche zu mobi-
lisieren.

Die PDS will eine große linke, antifa-
schistische Partei sein – dann muss sie
aber auch endlich alle ihr zur Verfügung
stehenden Möglichkeiten und Kräfte
einsetzen, um direkten Widerstand ge-
gen die Nazis zu organisieren.

Wir fordern:
##### Weg mit der NPD-Bundeszentrale

##### Verhinderung von faschistischen Aktivitäten und Aufbau eines effektiven Selbst-
schutzes durch Gewerkschaften, ImmigrantInnenverbänden, antifaschistischen Or-
ganisationen und linken Parteien

##### Keine Vermietung öffentlicher Straßen, Räume und Plätze für Nazis

##### Statt Rassismus: Arbeit und gleiche Rechte für alle

##### Gemeinsamer Kampf von deutschen und nichtdeutschen ArbeiterInnen und Ju-
gendlichen gegen Arbeitslosigkeit und Sozialabbau

##### Bekämpfung der Fluchtursachen nicht der Flüchtlinge; Schluss mit Waffenexporten,
Enteignung der Rüstungskonzerne, Verstaatlichung der Banken unter Arbeiterkon-
trolle und Verwaltung und Streichung aller Schulden der Länder der „Dritten Welt“

Zur Taktik der Faschisten gehört seit
jeher der Versuch, die Straßen zu be-
herrschen. Einerseits um den eigenen
Mitgliedern ein Gefühl von Stärke zu
geben, und andererseits um politische
Gegner, ImmigrantInnen usw. einzu-
schüchtern. Ein  Ziel sind „national be-
freite Zonen“, die im Osten teilweise
schon existieren. Das dürfen wir nicht
zulassen! Überall wo Nazis auftauchen,
müssen wir sie bekämpfen!                 "

Infos: 030-24723802

www.sav-online.de

Mach mit bei der SAV
Ich möchte ...

❍  ... weitere Informationen über die SAV
❍  ... Mitglied der SAV werden

Name, Telefon

Adresse

Einsenden an: Sozialistische Alternative, Littenstr. 106/107
10179 Berlin,  Telefon: 030-24723802, Fax 030-24723804
e-mail: info@sav-online.de

JA, ich möchte
VORAN abonnieren:
❒  zehn Ausgaben zu 25 DM
❒ ein Förderabo mit einer monatl. Spende
    von ___ DM bezahlen
❒ zusätzlich ___ Exemplare zum Weiterverkaufen

Name, Telefon

Adresse


